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43. Sitzung 

Bonn, den 28. September 1977 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Auf Vorschlag der Fraktion der CDU/CSU soll 
für den aus dem Vermittlungsausschuß ausscheiden-
den Abgeordneten Franke der Abgeordnete Pfeifer 
als ordentliches Mitglied bestellt werden. Ich frage 
das Haus, ob es mit diesem Vorschlag einverstan-
den ist. — Ich sehe keine gegenteilige Meinung. 
Damit ist der Abgeordnete Pfeifer als ordentliches 
Mitglied des Vermittlungsausschusses bestimmt. 

Im interfraktionellen Einvernehmen wird für die 
erste Sitzungswoche im Oktober 1977 folgende Ab-
weichung von den Richtlinien für die Fragestunde 
empfohlen: In der Woche vom 3. Oktober 1977 
finden keine Fragestunden statt. Jedes Mitglied des 
Hauses ist jedoch berechtigt, für diese Sitzungs-
woche bis zu vier Fragen an die Bundesregierung zu 
richten, die schriftlich beantwortet werden. 

Diese Abweichung von der Geschäftsordnung muß 
vom Bundestag nach § 127 der Geschäftsordnung mit 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder be-
schlossen werden. Ich bitte diejenigen, die ihre Zu-
stimmung geben wollen, um ein Handzeichen. — 
Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Die erforderliche Mehrheit ist gegeben. Die Emp-
fehlung ist damit angenommen. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 878/77 hinsichtlich der in der Landwirtschaft anzu-
wendenden Umrechnungskurse für die dänische Krone (Druck-
sache 8/892) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um rechtzeitige Vorlage des Berichts vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Fünf Empfehlungen für Verordnungen des Rates über den 
Abschluß von Abkommen in Form von Briefwechseln zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Israel, 
Ägypten, Jordanien, Libanon und der Türkei über die Ein-
fuhren von frischen Orangen, Mandarinen, einschließlich 
Tangerinen und Satsumas, Clementinen, Wilkings und an-
deren ähnlichen Kreuzungen von Zitrusfrüchten in die Ge-
meinschaft 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 1180/77 des Rates vom 17. Mai 1977 über 
die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit 
Ursprung in der Türkei in die Gemeinschaft (Drucksache 
8/893) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Bitte um recht-
zeitige Vorlage des Berichts vor der endgültigen Beschlußfas-
sung im Rat 

Empfehlung des Rates vom 8. August 1977 über Fluorkohlen-
wasserstoffe in der Umwelt (Drucksache 8/894) 

überwiesen an den Innenausschuß (federführend), Ausschuß für 
Forschung und Technologie mit der Bitte um rechtzeitige Vor-
lage des Berichts vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Der Staatsminister im Auswärtigen Amt hat mit Schreiben vom 
14. September 1977 die Kleine Anfrage der Frakion der CDU/ 
CSU betr. Kürzungen der Mittel zur Pflege kultureller Bezie-
hungen zum Ausland im Haushalt 1977; hier: Hochschulferienkurs-
und Feriensprachkursstipendien des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (DAAD) (Drucksache 8/808) beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 8/912 verteilt. 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 

Schreiben vom 16. September 1977 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Dollinger, Breidbach, Ey, Dr. Narjes, Dr. Müller-
Hermann und der Fraktion der CDU/CSU betr. Energieketten 
(Darstellungen des Nutzungsgrades der Primärenergien) (Druck-
sache 8/865) beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/914 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 21. September 1977 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit, dem Bun-
desminister der Justiz und dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Spitzmüller und Genos-
sen betr. Risiken bei der Neukombination von Genen (Druck-
sache 8/880) beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/924 verteilt. 

Zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Steuerentlastung und Investitions-
förderung (Drucksache 8/900) ist als Nachtrag eine Einkommen-
steuer-Grundtabelle und eine Einkommensteuer-Splittingtabelle 
als Drucksache 8/905 verteilt worden. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 20. September 1977 mitgeteilt, daß der Aus-
schuß gegen die nachstehende, bereits verkündete Vorlage keine 
Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß von Ab-
kommen in Form von Briefwechseln zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und Barbados, Fidschi, der 
Republik Guayana, Jamaika, der Republik Kenia, der De-
mokratischen Republik Madagaskar, der Republik Malawi, 
Mauritius, der Republik Surinam, dem Königreich Swasi-
land, der Vereinigten Republik Tansania, Trinidad und 
Tobago, der Republik Uganda und der Volksrepublik 
Kongo (Drucksache 8/589) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 13. September 1977 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die nachstehenden, bereits 
verkündeten Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord-
nungen (EWG) Nr. 816/70, Nr. 2893/74 und Nr. 817/70 in 
bezug auf den höchsten Gesamtschwefeldioxidgehalt von 
Wein außer Likörwein (Drucksache 8/291) 

Verordnungen (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2749/75 über die 
Verringerung der Abschöpfung bei bestimmten Einfuhren 
von Futtergetreide in die Italienische Republik vom Wirt-
schaftsjahr 1973/74 an 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1163/76 über die 
Gewährung einer Umstellungsprämie im Weinbau 
über die Gewährung einer Prämie bei der Geburt von 
Kälbern im Wirtschaftsjahr 1977/78 (Drucksache 8/294) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2727/75 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (Drucksache 8/334) 

Richtlinie des Rates (EWG) zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 zur Festlegung ergänzender Vorschriften 
für die gemeinsame Marktorganisation für Wein (Drucksache 
8/538) 
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Verordnung des Rates über den Abschluß eines Abkom-
mens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den Vereinigten Staaten von Amerika über die Fisch-
tätigkeit vor den Küsten der Vereinigten Staaten und zur 
Festlegung von Durchführungsbestimmungen (Drucksache 
8/528) 

Verordnung (EWG) des Rates über den Transfer von Mager-
milchpulver an die italienische Interventionsstelle durch die 
Interventionsstellen anderer Mitgliedstaaten (Drucksache 
8/549) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 447/68 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für 
Interventionen durch den Kauf von Zucker (Drucksache 8/636) 

Verordnungen (EWG) des Rates 

über die Lieferung von Magermilchpulver an den Catholic 
Relief Service zugunsten bestimmter Bevölkerungsgruppn 
in Chile als Nahrungsmittelsoforthilfe im Rahmen der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1299/76 

über die Lieferung von Magermilchpulver an den Catholic 
Relief Service zugunsten bestimmter Bevölkerungsgruppen 
in Chile als Nahrungsmittelsoforthilfe im Rahmen der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2018/76 

über die Grundregeln für die Lieferung von Butteroil an den 
Catholic Relief Service zugunsten bestimmter Bevölkerungs-
gruppen in Chile im Rahmen des Nahrungsmittelhilfepro-
gramms 1977 (Drucksache 8/659) 

Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 75/271/EWG 
über das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten land-
wirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie 75/268/EWG 
(Frankreich) (Drucksache 8/46) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung dieser Woche ergänzt werden um 
die erste, zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Einfüh-
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz — 
Drucksache 8/935 —. 

Es ist vorgesehen, heute vor der Fragestunde 
in erster Beratung den Gesetzentwurf ohne Aus-
sprache dem zuständigen Rechtsausschuß zu über-
weisen und die zweite und dritte Beratung morgen 
nach der Fragestunde durchzuführen. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich sehe keine gegenteilige 
Meinung. 

Ich rufe also auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Einfüh-
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz 
— Drucksache 8/935 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Der Gesetzentwurf soll dem Rechts-
ausschuß überwiesen werden. Ist das Haus mit die-
sem Vorschlag einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/926 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. von Bü-
low zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Voss 
auf: 

Ist die Bundesregierung — gemäß der Ankündigung des Par-
lamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow vom 15. Juni 
1977 — nunmehr bereit und in der Lage, die tatsächliche Höhe 
der Kosten anzugeben, die für den Flug des SPD-Parteivorsit

-

zenden Brandt nach Tel Aviv auf Grund der Beanstandungen cles 
Bundesrechnungshofes in Rechnung gestellt worden sind? 

Bitte schön. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, wie be-
reits mitgeteilt, wurden für diesen Flug die Kosten 
erhoben, die bei der Benutzung der 1. Klasse des 
öffentlichen Linienverkehrs entstanden wären; diese 
hat der SPD-Parteivorstand inzwischen bezahlt. 

Von einer Nachforderung auf Grund der Bean-
standung des Bundesrechnungshofs bis zur Höhe 
der Charterkosten für das benutzte Flugzeug soll 
abgesehen werden, da künftig die Vorsitzenden 
aller vier im Bundestag vertretenen Parteien für 
dienstliche Auslandsflüge Luftfahrzeuge der Flug-
bereitschaft des BMVg benutzen dürfen, wenn ihre 
Sicherheit bei Benutzung von Luftfahrzeugen des ge-
werblichen Linienverkehrs nach der Stellungnahme 
des Bundesministeriums des Innern gefährdet er-
scheint. Für diese Flüge werden der Bundeswehr 
die Kosten der 1. Klasse des öffentlichen Linien-
verkehrs zu erstatten sein. 

Die Zustimmung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen zu einer entsprechenden Ergänzung meiner 
„Richtlinien für den Einsatz von Luftfahrzeugen der 
Flugbereitschaft BMVg zur Beförderung von Per-
sonen des politischen und parlamentarischen Be-
reichs" vom 16. Dezember 1974 wird in Kürze er-
wartet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß in diesem Fall eine krasse 
Ungerechtigkeit vorliegt, weil nämlich dem Vor-
sitzenden der CSU, Franz Josef Strauß, für einen 
vergleichbaren Flug 100 000 DM an Kosten abver-
langt worden sind, wohingegen dem Vorsitzenden 
der SPD nur 18 000 DM, wie Sie gerade ausgeführt 
haben, in Rechnung gestellt worden sind? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Voss, 
dies ist keine zutreffende Darstellung des Sachver-
halts. Herr Strauß wurde damals — ähnlich wie der 
Vorstand der Sozialdemokratischen Partei — darauf 
hingewiesen, daß hierüber ein Streit zwischen dem 
Ressort und dem Bundesrechnungshof bestehe und 
daß, falls die Auffassung des Bundesrechnungshofes 
zum Tragen kommen würde, möglicherweise Kosten 
in Höhe von 100 000 DM in Rechnung gestellt wer-
den müßten. Wir haben diese Frage durch die neue 
Regelung geklärt. Es wird für alle Parteivorsitzen-
den, sofern die Sicherheitsbedenken in gleichem 
Umfang aufrechterhalten oder vorgetragen werden, 
eine Gleichbehandlung herbeigeführt. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß Sie, selbst wenn man 
das als richtig unterstellt, was Sie gerade ausgeführt 
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haben, in diesem Fall dennoch gegen die geltenden 
Bestimmungen verstoßen haben, weil Sie nämlich 
bei einem derartigen Nachlaß die vorherige Zustim-
mung des Finanzministeriums hätten einholen müs-
sen, was nachweislich nicht geschehen ist? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Wir standen in 
der besonders schwierigen Situation, daß das Bun-
deskriminalamt gefordert hatte, diesen Flug nicht 
mit dem normalen Linienflug durchzuführen. Daraus 
entstand dann die Diskussion, wie solche Flüge aus 
dem politischen Leitungsbereich abzuwickeln seien. 
Ich glaube, es ist eine vernünftige Regelung im 
Interesse aller Parteien, daß bei solchen Bedenken 
die Kosten des Linienflugs 1. Klasse erstattet wer-
den und nicht darüber hinaus die gesamten Gemein-
kosten eines Charterflugzeugs erhoben werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir sagen, wann genau die Erstat-
tung, von der Sie gesprochen haben, erfolgt ist? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Würden 
Sie die Freundlichkeit haben, das festzu

-

stellen?) 

— Ich bin gern bereit, Ihnen das schriftlich zu geben. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist man unter diesen Umständen und bei 
der Rechtslage, wie Sie sie geschildert haben, bereit, 
dem Vorsitzenden der CSU den Differenzbetrag zu 
erstatten? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es wurden ja 
keine solchen Kosten verursacht. Deswegen besteht 
gar kein Anlaß. Es ist ein allgemeiner Grundsatz des 
deutschen Schadenrechts, daß nur Schaden erstattet 
wird, nicht aber nicht eingetretener Schaden; letz-
teres wäre sonst der Fall. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Der Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung ist damit abgeschlossen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Bildung und Wis-
senschaft. Es ehrt uns, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Engholm, daß Sie hier anwesend 
sind. Aber die Fragesteller der beiden Fragen 2 und 
3, die Abgeordneten Frau Schuchardt und Löffler, 
haben um schriftliche Beantwortung ihrer Fragen 
gebeten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Nun folgen die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern. Zur Beantwortung 

steht der Parlamentarische Staatssekretär von 
Schoeler zur Verfügung. 

Die Fragen 5 des Abgeordneten Gerlach (Ober-
nau), 10 des Abgeordneten Dr. Schäuble, 150 und 
151 des Abgeordneten Dr. Langguth werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 14 des Abgeordneten Dr. Spöri wird zu-
rückgezogen. 

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Schäfer 
(Offenburg) auf. — Der Fragesteller ist nicht im 
Saal. 

Ich rufe die Fragen 6 und 7 des Abgeordneten 
Kühbacher auf: 

Aus welchen Gründen sind die Wachdienste beim Bundesgrenz-
schutz von der Bezahlung nach § 3 Abs. 2 der Erschwerniszula-
genverordnung ausgenommen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, da bei den Polizeidiensten 
der Länder diese Wachdienste anders als beim Bundesgrenzschutz 
finanziell abgegolten werden, eine entsprechende Lösung auch 
für den Bundesgrenzschutz einzuführen, und mit welchen Kosten 
wäre dies verbunden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Die Erschwerniszulagenverord-
nung vom 26. April 1976 regelt die Gewährung von 
Zulagen zur Abgeltung besonderer, bei der  Bewer-
tung des Amtes nicht berücksichtigter Erschwernisse. 
Sie sieht unter bestimmten Voraussetzungen auch 
für Dienst zu ungünstigen Zeiten eine Zulage vor, 
und zwar in den §§ 3 ff. Ausgenommen von der 
Zulage ist u. a. der Wachdienst (§ 3 Abs. 3). Sein 
Ausschluß ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
der Wachdienst bei den Beamten und Soldaten, die 
diesen Dienst typischerweise ausüben, zu den  nor-
malen Dienstaufgaben gehört, die als solche bei der 
Bewertung ihres Amtes bereits mitberücksichtigt 
sind. Als Wachdienst im Sinne der Erschwerniszula-
genverordnung wird nur die Bewachung eigener Ein-
richtungen und Anlagen angesehen, beim BGS also 
nur die Bewachung BGS-eigener Objekte, z. B. von 
BGS-Unterkünften. 

In diesem Sinne hat auch die Mehrheit der  Länder 
den Begriff des Wachdienstes interpretiert und da-
bei die Bewachung polizeieigener Objekte ausdrück-
lich als nicht zulagefähig bezeichnet. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keine Möglich-
keit, die Bewachung BGS -eigener Einrichtungen in 
die Zulagengewährung einzubeziehen. Eine derar-
tige Einbeziehung könnte auch nicht auf den BGS 
beschränkt werden und würde besonders bei einer 
Einbeziehung der Bundeswehr erhebliche Mehrko-
sten verursachen. Sie wäre überdies nur durch eine 
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung zu er-
reichen, die wiederum der Zustimmung der Länder 
bedürfte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie haben 
eben in Ihrer Antwort von Soldaten gesprochen. Ist 
es richtig, daß sich der BGS ebenso behandelt füh- 
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len sollte wie die Polizei der Länder, und halten Sie 
es nicht mit mir für unverständlich, wenn BGS-Po-
lizeibeamte in Kalkar oder in Grohnde, neben Po-
lizeibeamten der Länder eingesetzt, andere Zulagen 
bekommen als diese, was dazu führen muß, daß sie 
ihren Dienst nicht besonders freudig ausüben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe von Soldaten im Zusammenhang mit dem 
Geltungsbereich der  Erschwerniszulagenverordnung 
gesprochen. Die Rechtslage bei den Ländern ist un-
einheitlich, so daß daraus nicht die von Ihnen ge-
zogene Schlußfolgerung gezogen werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Die Frage ist beantwortet. 

Da der Abgeordnete Schäfer (Offenburg) beim 
Aufruf seiner Frage bereits so halb im Plenarsaal 
war, aber den Aufruf nicht ganz mitbekommen hat, 
möchte ich seine Frage 4 noch einmal aufrufen: 

Für welche Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutsch-
land bestehen zur Zeit Entsorgungsverträge (gegebenenfalls seit 
wann) mit ausländischen Wiederaufbereitungsanlagen, und wel-
che Mengen abgebrannter Brennelemente sind bisher im Rah-
men dieser Verträge wiederaufgearbeitet worden und zu welchen 
Kosten? 

Darf ich bitten, Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, daß Sie die Frage 4 des Herrn Abgeordneten 
Schäfer nunmehr mündlich beantworten. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
den Betreibern von Kernkraftwerken in der Bundes-
republik steht für die Wiederaufarbeitung ver-
brauchter Brennelemente im Ausland zur Zeit nur 
die französische Anlage der COGEMA in La Hague 
zur Verfügung. Mit Ausnahme des Kernkraftwerks 
Lingen, dessen Entsorgung früher vertraglich durch 
die englische Anlage der BNFL in Windskale bis 
his 1985 gesichert wurde, nehmen die übrigen Kern-
kraftwerke die Anlage La Hague in Anspruch. 

Vertragliche Vereinbarungen bestehen für Gund-
remmingen, Würgassen, Biblis A und Philipps-
burg II. Bei den  übrigen Kernkraftwerken bestehen 
weitgehende Optionen auf Wiederaufarbeitungslei-
stungen bis 1979. 

Verhandlungen der Deutschen Gesellschaft für 
Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen mit 
COGEMA über die mittelfristige Entsorgung bis 
1989 für den Anteil der bis dahin anfallenden 
Brennelemente aller Kernkraftwerke im Bundesge-
biet, der im Ausland aufzuarbeiten ist, stehen vor 
dem Abschluß. Bilaterale Verhandlungen auf Regie-
rungsebene zur flankierenden Absicherung der Ver-
träge sind von beiden Seiten in Aussicht genommen. 

Der für die Wiederaufarbeitung von oxydischen 
Brennelementen aus Leichtwasserreaktoren bestimm-
te Anlagenteil der Anlage in La Hague hat bei sei-
nem ersten erfolgreichen Betrieb im Jahre 1976 noch 
keine Brennelemente aus Kernkraftwerken der Bun-
desrepublik Deutschland wiederaufgearbeitet. 

Ein zweiter Lauf ist für Oktober 1977 vorgesehen. 
Voraussichtlich werden dann erstmals Brennele-
mente aus deutschen Kernkraftwerken aufgearbeitet 
werden. 

Die Wiederaufarbeitungskosten betragen, bezogen 
auf das Jahr 1977, etwa 1 000 DM pro kg Uran. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir die Kapazität der abgebrannten 
Brennelemente aus deutschen Kernkraftwerken, die 
zur Zeit in La Hague gelagert sind, angeben und 
können Sie mir sagen, wie groß die Kapazität der 
Lagerbecken in La Hague generell ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich bin im 
Augenblick nicht in der Lage, Ihnen dazu exakte 
Zahlen zu sagen. Soweit sie uns vorliegen, bin ich 
gern bereit, sie Ihnen nachzuliefern. Der Bearbei-
tungsgang im Oktober 1977, von dem ich eben ge-
sprochen habe, wird etwa einen Umfang von 30 Ton-
nen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
hat sich die Bundesregierung, als sie die atomrecht-
liche Genehmigung für Philippsburg II erteilte, da-
von vergewissert, ob die Lagerungskapazität in La 
Hague für Philippsburg sichergestellt ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
bei der Genehmigung von Philippsburg II ist ge-
prüft worden, ob die Lagerung bis 1995 in Frank-
reich vertraglich sichergestellt ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
namens der Bundesregierung diesem Hause die 
Frage beantworten, ob die Verträge zum Inhalt 
haben, daß der nach der Wiederaufbereitung nicht 
zu verwendende Müll von der Bundesrepublik wie-
der abgenommen werden muß, und ob es in diesem 
Zusammenhang nicht etwas fahrlässig ist, von Ent-
sorgungsverträgen zu sprechen? Es handelt sich 
doch wohl um eine Zwischenverwendung. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
um die Frage zu beantworten, müßte man auf die 
einzelnen Vertragsbeziehungen eingehen, die durch-
aus unterschiedlich sein können. Deswegen kann 
Ihre Frage so generell nicht beantwortet werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 8 des Abgeordneten Dr. von 
Geldern auf: 

Was hat die Bundesregierung gegen das unverantwortliche 
Verhalten der DDR unternommen, die permanent Kaliendlaugen 
in einer um das 20fache zu hohen Konzentration in die Werra 
leitet und damit den gesamten Fischbestand der oberen Weser 
zu vernichten droht, und welchen Erfolg haben gegebenenfalls 
die Bemühungen der Bundesregierung gehabt? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Versalzung von Werra und Weser ist das wich-
tigste Umweltproblem im Verhältnis zur DDR. Die 
Bundesregierung hält daher seine Lösung für vor-
rangig. Bereits bei der ersten Gesprächsrunde der 
Umweltverhandlungen mit der DDR im November 
1973 war die Werra-Versalzung ein vordringliches 
Thema. Die DDR hat, obwohl die Fortsetzung der 
Verhandlung für Anfang 1974 bereits ins Auge ge-
faßt war, zur zweiten Gesprächsrunde nicht mehr 
eingeladen. Zu weiteren Verhandlungen über Ge-
wässerfragen ist es trotz entsprechender Bemühun-
gen der Bundesregierung nicht gekommen. Inzwi-
schen hat die Dringlichkeit des Problems der Werra

-

Versalzung noch zugenommen. Die Bundesregierung 
strebt deshalb mit Nachdruck die alsbaldige Auf-
nahme erfolgversprechender Gespräche an. Die hier-
zu notwendigen Schritte sind eingeleitet worden. 
Zugleich hat die Bundesregierung darauf hinge-
wirkt, daß die in Kontakt mit den Ländern aufge-
nommenen Verhandlungsvorbereitungen entspre-
chend intensiviert werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. von Geldern (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Ihre Antwort so zu verstehen, daß ein 
konkreter Erfolg bei dem Bemühen, zu verhindern, 
daß die Oberweser durch die Einleitungen auf dem 
Gebiet der DDR ein toter Fluß wird, bisher nicht 
erzielt werden konnte? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wie Sie der Antwort entnehmen können, bemüht 
sich die Bundesregierung, alles in ihren Kräften 
Stehende zu tun, um den von Ihnen angestrebten 
Erfolg zu erreichen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Ich bitte doch die Fragesteller, mir ein Hand-
zeichen zu geben. Dann gibt es keine Verwechs-
lungen. — Bitte schön! 

Dr. von Geldern (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie denn für absehbare Zeit eine positive 
Prognose geben, oder sind Sie nicht in der Lage, 
hier der Hoffnung auf einen Erfolg bei diesem Be-
mühen Ausdruck zu geben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich glaube, Sie stimmen mit mir darin überein, daß 
es für die Position der Bundesrepublik Deutschland 
nicht gut wäre, wenn ich mich hier in diesem Sinne 
spekulativ äußern würde. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat es auf die erneuten Bemühungen der Bun-
desregierung in dieser Frage schon irgendein posi-
tives oder negatives Echo aus der DDR gegeben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
auch hinsichtlich dieser Frage möchte ich darauf hin-
weisen, daß die  Ausbreitung von Einzelheiten in 
diesem Stadium nicht unbedingt positiv zu werten 
wäre. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, werden durch 
die Kali-Versalzung der Weser weitgehend auch 
Trinkwasserregionen bis in den Unterweser-Bereich 
hinein gefährdet? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat in der Beantwortung meh-
rerer Anfragen hier im Plenum des Deutschen Bun-
destages zu den Auswirkungen der Werra-Versal-
zung im einzelnen Stellung genommen. Ich habe 
dem nichts hinzuzufügen. Daran hat sich auch nichts 
geändert. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung die bisherige mangelnde 
Bereitschaft der DDR, zu konkreten Verhandlungen 
über dieses Thema zu kommen, zum Anlaß nehmen, 
um die Frage bei dem Folgegespräch über die 
KSZE-Vereinbarungen in Belgrad auf den Tisch zu 
bringen, in denen am 1. August 1975 ja ebenfalls die 
Zusammenarbeit in Umweltfragen vereinbart wor-
den ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wie ich in meiner Antwort schon zum Ausdruck ge-
bracht habe, wird die Bundesregierung die mangeln-
de Verhandlungsbereitschaft, von der Sie gespro-
chen haben, zunächst zum Anlaß nehmen, um alle 
Maßnahmen zu ergreifen, die auf erfolgreiche Ge-
spräche und Gesprächsergebnisse hinwirken kön-
nen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
vorhin darauf hingewiesen haben, daß dieses The-
ma das wichtigste Umweltproblem zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR sei, würde ich von 
Ihnen gern die Antwort auf die Frage hören wollen, 
warum die DDR zu dem letzten Gespräch dann nicht 
mehr eingeladen hat. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe mehrfach, wie auch in Antworten der Bun-
desregierung auf Anfragen im Parlament mehrfach 
dargelegt worden ist, darauf hingewiesen, daß die 
Bundesregierung alles in ihren Kräften Stehende 
tut, um zu erfolgreichen Gesprächen zu kommen. Es 
führt, glaube ich, nicht zu einer Stärkung dieser 
Position, wenn wir hier Spekulationen über Motiva- 
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tionen und ähnliches anstellen. Es sollte uns, glaube 
ich, darauf ankommen, konkrete Erfolge zu er-
reichen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie der Auffassung, daß Belgrad ein geeigneter Ort 
ist, um die Frage der Werra-Versalzung zu einer er-
folgreichen Klärung zu bringen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
auf alle Fälle sollten zunächst alle Möglichkeiten, 
zu Erfolgen zu kommen, ausgelotet werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, im An-
schluß an die Frage des Kollegen Jäger: Auf welcher 
Ebene werden diese Verhandlungen mit der DDR 
geführt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Auf den üb-
lichen Ebenen für die Gespräche, die zwischen der 
DDR und der Bundesrepublik Deutschland, wie Sie 
wissen, laufen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Welche sind das? 
Das war primitiv!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe dann die Frage 9 des Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Welche Gründe liegen dafür vor, daß die Bundesregierung den 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz, der gemäß § 17 des 
Bundesdatenschutzgesetzes zum 1. Juli 1977 hatte bestellt werden 
müssen, Mitte September 1977 immer noch nicht bestellt hat? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wie schon dem Herrn Kollegen Thüsing in der Ant-
wort auf seine entsprechende Anfrage während der 
Sommerpause des Deutschen Bundestags mitgeteilt 
wurde, ist zum 1. Juli 1977, wie im Bundesdaten-
schutzgesetz vorgesehen, die Dienststelle des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz beim Bundes-
minister des Innern eingerichtet worden. 

Was die Person des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz angeht, darf ich ebenfalls auf die er-
wähnte Antwort an den Herrn Kollegen Thüsing 
verweisen. Die seit längerer Zeit mit geeigneten 
Persönlichkeiten geführten Verhandlungen konnten 
wegen der Bedeutung, welche die Bundesregierung 
den Aufgaben des Bundesbeauftragten beimißt, und 
wegen der vielschichtigen damit verbundenen, sich 
insbesondere aus dem Bundesdatenschutzgesetz 
selbst ergebenden Einzelfragen nicht abgeschlossen 
werden. Es ist jedoch zu erwarten, daß die Gesprä-
che in Kürze positiv zu Ende geführt werden kön-
nen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie be

-

beurteilt die Bundesregierung ihr Versäumnis im 
Hinblick auf § 42 des Bundesdatenschutzgesetzes, 
der die nicht rechtzeitige Bestellung eines Daten-
schutzbeauftragten in der privaten Wirtschaft als 
Ordnungswidrigkeit ahndet, die mit einer Geld-
buße bis zu 50 000 DM belegt werden kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann das in Ihrer Frage unterstellte Versäumnis 
schon deshalb nicht sehen, weil, worauf ich in mei-
ner Antwort bereits hingewiesen habe, die Dienst-
stelle des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
eingerichtet ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, zuzugeben, daß die Bundesregierung die 
Bestellung des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz nicht rechtzeitig und nicht gründlich genug 
vorbereitet hat, oder glaubt die Bundesregierung, 
mit ihrem Verhalten ein Vorbild dafür gegeben zu 
haben, wie die Regelungen des Bundesdatenschutz-
gesetzes vollzogen werden können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Dienststelle des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz ist eingerichtet. Die Arbeiten, die in die-
sem Bereich zum jetzigen Zeitpunkt möglich sind, 
können erledigt werden und werden erledigt. Auch 
die Beamten des Bundesministeriums des Innern ste-
hen unterstützend jederzeit zur Verfügung. Des-
wegen kann ich die Grundlage Ihrer Frage nicht ak-
zeptieren und Ihre Schlußfolgerungen nicht teilen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Simpfendörfer. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
möglich, daß die eingetretenen Verzögerungen auch 
damit zusammenhängen, daß ein in Aussicht ge-
nommener Kandidat finanzielle Forderungen hatte, 
die weit über das hinausgehen, was für das Amt un-
mittelbar vorgesehen ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe in meiner Antwort bereits darauf hinge-
wiesen, daß auch die einzelnen Regelungen des Bun-
desdatenschutzgesetzes bei den Gesprächen mit ge-
eigneten Persönlichkeiten eine Rolle spielen; das ist 
selbstverständlich. Aber im übrigen kann ich das, 
was Sie sagen, insofern nicht bestätigen, als eine 
zeitliche Verzögerung aus den in Ihrer Frage zum 
Ausdruck kommenden Gründen nicht eingetreten ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
finden Sie angesichts der bindenden Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes, im öffentlichen und im 
privaten Bereich Datenschutzbeauftragte zu berufen, 
nicht merkwürdig, daß Sie die Unfähigkeit der Bun- 
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desregierung, zu dem gesetzlich vorgeschriebenen 
Zeitpunkt einen Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz zu benennen und zu installieren, mit dem 
Hinweis, es gebe eine Datenschutzstelle, verwischen 
wollen, und wie wollen Sie 

(Hansen [SPD]: Nur eine einzige Frage!) 

private Firmen anhalten, fristgerecht ihre Daten-
schutzbeauftragten zu installieren, wenn der Bund 
weder in der Lage noch bereit ist, dies fristgemäß 
durchzuführen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Antwort lautet: Nein. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Gerster[ Mainz] 
[CDU/CSU] : Jämmerlich! Keine Antwort! 
— Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] [zur CDU/ 
CSU] : Sie haben ein halbes Jahr zur Verzö

-

gerung beigetragen! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Han-
sen, es ist nicht üblich, den Präsidenten auf derlei 
aufmerksam zu machen. Im übrigen hat der Herr 
Abgeordnete Gerster seine Fragen so geschickt in 
einen Satz gefaßt, daß ich sie gern zugelassen habe. 
— Darf ich bitten, Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Frage ist 
schon beantwortet. 

Vizepräsident Stücklen: Schon beantwortet? Gut. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Nicht beant

-

wortet!) 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Wolfgramm (Göttingen) auf. — Der Herr Abgeord-
nete ist nicht da. Die Frage wird daher schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten 
Spranger auf. — Er ist nicht im Saal. Die Frage wird 
daher schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit und wie 
hoch sind die Kosten für eine Salzwasser-Pipeline von der Werra 
zur Nordsee, um die starke Versalzung der Werra durch Kali-
abwässer aus der DDR zu beseitigen, und gibt es bereits kon-
krete Pläne für ein solches Projekt? 

Bitte schön, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Bau einer Pipeline ist eine von mehreren erör-
terten technischen Möglichkeiten, dem Problem der 
Werra-Versalzung abzuhelfen. Die Realisierungs-
möglichkeiten werden gegenwärtig geprüft, wobei 
das Land Hessen als Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft Weser nähere Untersuchungen übernom-
men hat, die auch Kostenfragen einschließen. 

Im Rahmen der angestrebten Gespräche mit der 
DDR über Umweltschutzfragen, bei denen die Ver-
ringerung der Salzbelastung der Werra unser vor- 
dringlichstes Anliegen ist, wird sicher auch die 
Frage nach dem Bau einer Pipeline, die gegebenen-
falls Abwässer aus Kali-Betrieben in der DDR und in 
Hessen aufnehmen könnte, wieder gestellt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, falls die Bundesregierung im Zuge oder am Ende 
der Verhandlungen der DDR gestatten würde, die 
von ihr verursachte Kaliversalzung auf diese Weise 
abzubauen, würde dann von Anfang an bei den 
Verhandlungen auf entsprechende Gegenleistungen 
z. B. bei der Entsorgung oder Versorgung Berlins 
hingewirkt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe die Frage nicht verstanden, muß ich Ihnen 
leider sagen. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Darf ich sie wie-
derholen? 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Für den Fall, 
daß die Bundesregierung während oder am Schluß 
der Verhandlungen sich entschließt, der DDR die 
Möglichkeit einzuräumen, die von der DDR verur-
sachte Werra-Versalzung mittels einer solchen Pipe-
line abzubauen, würde die Bundesregierung unter 
diesem Gesichtspunkt von Anfang an in den Wer-
handlungen darauf hinwirken, daß die DDR entspre-
chende Gegenleistungen erbringt, die z. B. bei der 
Ent- und Versorgung Berlins gesehen werden könn-
ten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir müßten eigentlich Einverständnis darüber ha-
ben, daß das Plenum des Deutschen Bundestages 
der falsche Ort und heute der falsche Zeitpunkt ist, 
um die in Ihrer Frage am Anfang stehende An-
nahme eines Nachgebens der Bundesrepublik 
Deutschland zum Gegenstand öffentlicher Erörterun-
gen zu machen, bevor die Gespräche zu diesem 
Punkt überhaupt geführt worden sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wegen Erfahrungen, die wir in der Vergangen-
heit mit dieser Bundesregierung haben sammeln 
müssen, stelle ich die Frage, ob die Bundesregie-
rung von Anfang an das Problem einer möglichen 
Pipeline unter dem Gesichtspunkt sieht, daß damit 
der DDR etwas gestattet wird, für das sie entspre-
chende Gegenleistungen zu erbringen haben wird. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat bei den verschiedenen Ge- 
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legenheiten der Erörterung dieses Themas im Ple-
num des Deutschen Bundestages keinerlei Zweifel 
daran gelassen, daß sie die Interessen der Bundes-
republik Deutschland in den Gesprächen mit allem 
Nachdruck vertreten wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich diese Ihre Antwort so verstehen, daß die 
Bundesregierung das im Umweltschutz von ihr stän-
dig vertretene Prinzip der Verursacherverantwor-
tung für Umweltschäden auch in diesem Fall voll 
anwenden wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Soweit die 
Bundesregierung Möglichkeiten hat, dieses durch-
zusetzen, wird sie das versuchen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe die Frage 16 des Abgeordneten Till-
mann auf: 

Sieht auch die Bundesregierung — wie, Pressemeldungen zu-
folge, der Präsident des Deutschen Sportbundes, Willi Weyer — 
einen Anlaß, hinsichtlich der Entwicklung der Sportpolitik vor 
„ideologischer Gängelung und staatlichem Dirigismus" zu war-
nen, und welche Auffassung vertritt die Bundesregierung in 
dieser Hinsicht grundsätzlich und für den Bereich der Bundes-
republik Deutschland im besonderen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn Sie einverstanden sind, beantworte ich die 
beiden Fragen wegen des Sachzusammenhangs ge-
meinsam. 

Tillmann (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 17 des Abgeordneten Tillmann auf: 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung auch bei uns — 
wie der Präsident des Deutschen Sportbundes meint — für den 
Spitzensport gelegentlich die Gefahr gegeben, politisch miß-
braucht zu werden, und wenn ja, welche Umstände begründen 
diese Gefahr und wie sollte ihr nach Auffassung der Bundes-
regierung begegnet werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Sportpolitik 
der Bundesregierung ist, wie unter anderem im 
dritten Sportbericht der Bundesregierung ausgeführt 
wird, dadurch gekennzeichnet, daß der Sport inner-
halb des historisch gewachsenen Rahmens Sache der 
Sportorganisationen ist. Die Autonomie des Sports 
ist die Grundlage des von der Bundesregierung an-
gestrebten partnerschaftlichen Zusammenwirkens 
mit den Sportorganisationen. Dieser Standpunkt be-
stimmt auch Inhalt und Form der Förderungsmaß-
nahmen der Bundesregierung. 

Freilich dürfen und können hierdurch nicht die 
Verantwortung der Bundesregierung gegenüber 
dem Parlament und damit die mit der Vergabe 
öffentlicher Mittel zwangsläufig verbundenen Über-
wachungsfunktionen eingeschränkt werden. 

Dies wurde vom Präsidenten des Deutschen Sport-
bunds verkannt, wenn er die in Pressemitteilun-
gen ihm zugeschriebenen Äußerungen auch tatsäch-
lich und in dem dargestellten Zusammenhang abge

-

geben hat, woran zu zweifeln ich Gründe habe. 
Anders als aus einem solchen Mißverständnis her-
aus sind nach Auffassung der Bundesregierung Be-
hauptungen, auch beim Spitzensport unseres Lan-
des bestehe die Gefahr, politisch mißbraucht zu wer-
den, nicht zu erklären. 

Ein Anlaß, hinsichtlich der Entwicklung der 
Sportpolitik vor „ideologischer Gängelung und 
staatlichem Dirigismus" zu warnen, besteht aller-
dings im internationalen Raum. Boykottmaßnahmen 
und Boykottdrohungen aus politischen Gründen ha-
ben selbst die Olympischen Spiele nicht verschont. 
Darüber hinaus sind Probleme für die Freiheit des 
Sports dadurch entstanden, daß im Rahmen der 
UNESCO Forderungen nach einer neuen Welt-
ordnung des Sports erhoben worden sind. 

Die Bundesregierung tritt diesen Tendenzen ent-
schieden entgegen. Sie hält die uneingeschränkte 
Anerkennung der Autonomie der internationalen 
Sportorganisationen für erforderlich. Sie geht hier-
bei davon aus, daß andererseits die internationalen 
Verbände die Verpflichtung der Regierungen akzep-
tieren und respektieren, ihre Sportförderungsakti-
vitäten — insbesondere die Mittelvergabe — wirt-
schaftlich und zweckmäßig zu gestalten. Die Bun-
desregierung befürwortet in diesem Zusammenhang 
den Erfahrungs- und Meinungsaustausch zwischen 
den Regierungen und den nationalen wie internatio-
nalen Sportorganisationen. 

Ziel muß es sein, einen Konsens auf breiter 
Basis herzustellen und auftretende Fragen und Mei-
nungsverschiedenheiten im gegenseitigen Dialog 
zu klären. Die Bundesregierung begrüßt es, daß sich 
neben den Sportministern des Europarates auch der 
sogenannte Interimsausschuß für Leibeserziehung 
und Sport der UNESCO auf einer Sitzung im Juli 
1977 in Paris diesen Standpunkt zu eigen gemacht 
hat. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie in Ihrer Antwort die Autonomie der Sport-
verbände — speziell auch des Deutschen Sportbun-
des — angesprochen haben, darf ich Sie fragen, ob 
es denn richtig ist, daß der Deutsche Sportbund 
nicht autonom z. B.  über die Einstellung, die Besol-
dung oder auch die Höhergruppierung von Mit-
arbeitern wie z. B. Trainern befinden kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe in der Antwort bereits darauf hingewie-
sen, daß es selbstverständlich eine Verantwortlich-
keit der Regierung gegenüber dem Parlament be-
züglich der Verwendung von Mitteln gibt und daß 
dies zu gewissen Schlußfolgerungen führt. Im übri-
gen, glaube ich, kann man die Zusammenarbeit zwi-
schen dem Sportbund und der Bundesregierung nur 
als ausgesprochen positiv bezeichnen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 
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Tillmann (CDU/CSU) : Teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, Herr Staatssekretär, daß es einen 
Unterschied zwischen einer reglementierenden Kon-
trolle und einer rechtlich verbindlich abgesicherten 
Regelung der Sportförderung gibt, und ist sie nicht 
bereit, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
die Sportförderung transparenter, effektiver und 
weniger reglementierend gestaltet wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich glaube nicht, daß man angesichts der Gestaltung 
der Sportförderung von Reglementierung im Be-
reich des Sports sprechen kann. Ich weise noch ein-
mal darauf hin, daß entsprechende Äußerungen dem 
zitierten Zeitungsartikel auch nicht zugrunde lie-
gen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär: welche 
Maßstäbe gelten denn dann für die Ermittlung des 
Mittelbedarfs der Verbände, da doch die bewillig-
ten Mittel in der Regel häufig von den beantragten 
Mitteln abweichen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
daß die bewilligten Mittel von den beantragten 
Mitteln abweichen, ist kein Spezifikum des Sportes; 
das gibt es in mehreren Bereichen. Daraus die von 
Ihnen genannte Schlußfolgerung zu ziehen, wäre 
schon deshalb verfehlt. 

Vizepräsident Stücklen: Letzte Zusatzfrage. 

Tillmann (CDU/CSU) : Meine Frage haben Sie nicht 
beantwortet. Ich fragte — unabhängig davon, ob 
die Mittel übereinstimmen, die beantragt und be-
willigt sind — nach den Maßstäben, die bei der 
Ermittlung des Mittelbedarfs angelegt werden. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie werden verstehen, daß ich die Frage so gene-
rell, wie sie gestellt wird, nicht beantworten kann. 
Es kommt natürlich jeweils auf die bereichsspezifi-
schen Probleme und Gesichtspunkte an, die bei den 
Gesprächen auch zwischen den Fachverbänden, 
dem Deutschen Sportbund und den anderen Sport-
organisationen, und der Bundesregierung berück-
sichtigt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schirmer. 

Schirmer (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß zwischen dem Präsidium des Deut-
schen Sportbundes und der Bundesregierung sowie 
den sie tragenden Fraktionen in den vergangenen 
Jahren eine zunehmend bessere Zusammenarbeit 
und eine Partnerschaft im besten Sinne gestaltet 
worden sind? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe bereits darauf hingewiesen, daß die Zu

-

sammenarbeit zwischen der Bundesregierung und 
dem Deutschen Sportbund positiv gestaltet ist. Des-
wegen kann ich die Aussage Ihrer Frage bestäti-
gen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß, soweit es sich um Zu-
schüsse aus staatlichen Mitteln handelt, im wesent-
lichen Wert darauf gelegt wird, den Stellungnah-
men der verschiedenen Sportfachverbände zu fol-
gen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ja! 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Schir-
mer. 

Schirmer (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die Gespräche zwischen Ihnen und 
den Vertretern Ihres Hauses mit den Fachverbän-
den des Deutschen Sportbundes zu einer Förderung 
der Sportler geführt haben — soweit die Bundes-
regierung dafür zuständig ist —, wie sie in den 
Jahren zuvor, sogar in den Jahrzehnten zuvor auch 
nicht annähernd erreicht worden ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Auch dies kann 
ich bestätigen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen mehr. 

Dann rufe ich die Frage 18 des Herrn Abgeord-
neten Thüsing auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Begründung für die 
Ablehnung eines Asylgesuchs durch das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge vom 29. April 1977, in 
der es unter anderem heißt: „Auch das Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland will nicht Personen gegen Verfolgung 
schützen, die eine mit dem Grundgesetz unvereinbare Ordnung 
verwirklichen wollen"? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bitte um Ihr Einverständnis, daß ich die Fragen 
zusammen beantworte. 

(Thüsing [SPD] : Sehr gern!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe auch Frage 19 des 
Herrn Abgeordneten Thüsing auf: 

Sieht die Bundesregierung in dieser Entscheidung einen Wi-
derspruch zu ihrer Antwort in der Fragestunde des Bundestages 
vom 7. September, wo festgestellt wurde, „Die Sicherheitsüber-
prüfung bezweckt nicht die politische Beurteilung eines Asylsu-
chenden. Sie dient auch nicht der Feststellung, ob der Asyl-
suchende aktiv für unser Grundgesetz einzutreten bereit ist ..."? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Begründung des Bescheides des weisungsunab-
hängigen Widerspruchsausschusses des Bundes-
amtes für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge vom 29. April 1977 entspricht nicht der inzwi-
schen geänderten Rechtsprechung des Bundesver- 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
waltungsgerichts. Ich verweise insoweit auf das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 7. Okto-
ber 1975 mit dem Aktenzeichen I C 46.69. 

Nach einer Eingabe von „amnesty international" 
ist bereits vor einigen Monaten durch den Leiter des 
Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge in Abstimmung mit dem Bundesminister 
des Innern darauf hingewiesen worden, daß auch 
Ausländer, die für eine Herrschaftsform eintreten, 
die nicht der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung entspricht, grundsätzlich den Schutz des Asyl-
rechts genießen. 

In dem von Ihnen angesprochenen Fall hat der 
Asylbegehrende Klage erhoben, so daß die Ent-
scheidung über seinen Asylantrag nunmehr dem 
Verwaltungsgericht obliegt. 

Zwischen der Antwort der Bundesregierung in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
8. September 1977 und der Begründung des Wider-
spruchsbescheides des Bundesamtes für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge vom 29. April 
1977 besteht kein Zusammenhang. Die Antwort der 
Bundesregierung bezog sich auf die Aufnahme von 
Personen aus dem Ausland aus humanitären Grün-
den. In diesem Zusammenhang wurden die Gründe 
für die vor der Aufnahmeentscheidung durchzufüh-
rende Sicherheitsüberprüfung dargelegt. 

Die Aufnahme eines Ausländers aus humanitären 
Gründen durch Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
ist keine Asylentscheidung. In der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages vom 24. September 1975 ist 
dies im einzelnen dargelegt worden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen? 
(Hansen [SPD] : Doch!) 

— Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie im Zusammenhang mit Ihrer Antwort die Tat-
sache, daß einige Bundesländer, namentlich Baden-
Württemberg und Bayern, die Gewährung von Asyl 
in der Bundesrepublik z. B. für chilenische Flücht-
linge dadurch erschweren, daß sie im Zusammen-
hang mit der Stellung der Anträge noch eigene 
Nachprüfungen durchführen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Anträge, die im Zusammenhang mit der Auf-
nahmeaktion bezüglich Chile gestellt werden, sind 
keine Asylanträge. Es handelt sich vielmehr um 
ein Aufnahmeverfahren aus humanitären Gründen. 
Es wird also kein Asylverfahren durchgeführt. Dar-
auf habe ich in der Antwort hingewiesen; mir liegt 
daran, dies noch einmal klarzustellen. 

Im übrigen ist in letzter Zeit zunehmend erreicht 
worden, daß die Abwicklung der Anträge aus Chile 
sowohl beim Bund als auch bei den Ländern mit 
höchster Beschleunigung durchgeführt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatssekretär, kann es 
als gewährleistet angesehen werden, daß die von 
Ihnen zitierte Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts aus 1975 in Zukunft bei allen in Frage kom-
menden Instanzen in der Frage von Asylanträgen 
Beachtung findet, und, falls das nicht der Fall ist, 
was kann die Bundesregierung noch tun, damit dies 
geschieht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich muß zunächst auf die Weisungsunabhängigkeit 
der Anerkennungs- und Widerspruchsausschüsse hin-
weisen. Selbstverständlich ist dafür Sorge getragen 
worden, daß nach Verkündung der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts diese den Mitarbeitern 
des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge zugänglich gemacht worden ist. 

Wie ich bereits in der Antwort dargelegt habe, 
ist darüber hinaus eine Eingabe von „amnesty 
international", die sich auf den vom Fragesteller 
konkret herangezogenen Fall bezog, noch einmal 
zum Anlaß genommen worden, um die Mitarbeiter 
erneut auf die geänderte Rechtsprechung hinzu-
weisen. Es sind der Bundesregierung auch keine Ent-
scheidungen in dem Sinne wie die hier kritisierte 
mehr bekannt geworden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß durchaus 
die Überprüfung der Asylsuchenden durch die Län-
der in deren Kompetenzbereich gehört? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ey, ich habe bereits darauf hingewiesen, daß es sich 
bei der Aufnahmeaktion für Chilenen nicht um ein 
Asylverfahren, sondern um ein Aufnahmeverfahren 
aus humanitären Gründen handelt. Für dieses Auf-
nahmeverfahren gelten besondere Regeln, die ich 
dargsetellt habe und deren Funktionieren ich gern 
bestätigen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abdeordneter Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
unterscheidet sich der Rechtsstatus der beiden Grup-
pen, die Sie jetzt voneinander unterschieden haben 
— Asylverfahren oder Aufnahme aus humanitären 
Gründen —, oder ist der Rechtsstatus für die Be-
treffenden nachher, wenn sie sich hier aufhalten, 
derselbe? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Es gibt Unter-
schiede im Rechtsstatus, Herr Kollege Schäfer. Es 
steht allerdings denjenigen, die im Rahmen des Auf-
nahmeverfahrens in der Bundesrepublik Deutsch-
land Aufenthalt gewährt bekommen, frei, dann hier 
ein normales Asylverfahren anzustrengen. Davon 
wird auch in einigen Fällen Gebrauch gemacht. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Eben!) 
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Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Wir kommen zu Frage 52 des Abgeordneten 
Spranger. Der Abgeordnete Spranger ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet, und die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 142 des Abgeordneten Dr. Witt-
mann (München) auf: 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, daß die Genehmigungen 
von Ausreiseanträgen von Spätaussiedlern in den Herkunfts-
ländern davon abhängig gemacht werden, daß die Spätaussiedler 
sich verpflichten, nachrichtendienstliche Tätigkeit in der Bundes-
republik Deutschland auszuüben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Bundesregierung sind Fälle bekannt, in denen 
Nachrichtendienste kommunistisch regierter Staaten 
versucht haben, Personen,  die  in die Bundesrepublik 
Deutschland übersiedeln wollen, für ihre Zwecke 
einzusetzen und dabei die Ausreisegenehmigung 
von einer Verpflichtungserklärung abhängig zu ma-
chen. Der Bundesminister des Innern hat in den Ver-
fassungsschutzberichten seit Jahren darüber berich-
tet. Die Erfolge der Nachrichtendienste sind u. a. 
deshalb begrenzt, weil sich viele der betroffenen 
Aussiedler nach ihrer Ankunft in der Bundesrepublik 
Deutschland den zuständigen Behörden anvertrauen 
und die nachrichtendienstliche Ansprache mitteilen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, können Sie eine Zahl, etwa für die letzten 
Jahre, nennen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege, die kann ich Ihnen nicht nennen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Damit sind wir am Ende des Geschäftsbereichs 
des Bundesministers des Innern. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Offergeld zur 
Verfügung. 

Zunächst Frage 29 des Herrn Abgeordneten Höp-
finger: 

Welche Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums liegt 
der Entscheidung der Oberfinanzdirektion München vom 25. März 
1977 zugrunde, in der den Schachclubs die Möglichkeit, Spen-
denbescheinigungen gem. § 10 b EStG auszustellen, entzogen 
wird? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Höpfinger, es gibt 
keine Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums, 
auf der die von Ihnen angeführte Entscheidung der 
Oberfinanzdirektion München beruhen könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfrage? — 

Dann  rufe ich die Frage 30 des Abgeordneten Höp-
finger auf: 

Kommt die Auffassung, daß Schachspiele letztlich nur einen 
Teilbereich von Freizeitbeschäftigungen darstellen und steuer-
lich nicht über den Begriff „Sport" im Sinne von § 52 Abs. 2 
Nr. 2 AO 1977 eingeordnet werden können, im gesamten Bun-
desgebiet oder nur in einigen Ländern zur Anwendung? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nach-
dem der Deutsche Sportbund umfangreiches Material 
zum Sportcharakter des Schachspiels vorgelegt hat, 
wird die von Ihnen aufgeworfene Frage zur Zeit mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder erörtert. 
Das Ergebnis der Erörterungen wird voraussichtlich 
zu Verfügungen führen, die für alle Finanzbehörden 
in der Bundesrepublik verbindlich sind. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 31 des Abgeordneten Dr. Jens 
auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Steuerfreiheit 
des ADAC unverändert aufrechterhalten werden soll, obgleich 
aus den zahlreichen Veröffentlichungen in der Presse zu ent-
nehmen ist, daß ein Hauptzweck des ADAC im Betrieb von 
Wirtschaftsunternehmen verschiedener Art zu sehen ist? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jens, der Allgemeine Deutsche Automobilclub 
(ADAC) ist ein eingetragener Verein. Vereine unter-
liegen grundsätzlich der Körperschaftsteuer und der 
Umsatzsteuer. Für die Körperschaftsteuer bleiben 
jedoch echte Mitgliedsbeiträge bei der Ermittlung 
des Einkommens außer Ansatz; auch eine Umsatz-
steuerpflicht ist insoweit nicht gegeben. Im Einzel-
fall ist jedoch zu prüfen, ob die Beiträge der Mit-
glieder in vollem Umfang als echte Mitgliederbei-
träge angesehen werden können oder ob darin 
Entgelte für die Gewährung besonderer wirtschaft-
licher Vorteile enthalten sind, die damit zur Steuer-
pflicht führen. Für die Heranziehung des ADAC zur 
Steuer ist die Finanzverwaltung des Landes Bayern 
zuständig. Eine Offenbarung der steuerlichen Ver-
hältnisse des ADAC im einzelnen kann ich aus 
Gründen des Steuergeheimnisses hier nicht vorneh-
men. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung die in der Öffentlichkeit erhobenen 
Vorwürfe, daß durch die Verbindung zwischen dem 
ADAC als Club und dem ADAC-Wirtschaftsunter-
nehmen möglicherweise beachtliche Vorteile zugun-
sten eines Clubs entstehen, die mit der allgemeinen 
Steuergerechtigkeit nicht mehr zu vereinbaren sind? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jens, was die Verhältnisse des ADAC im einzelnen 
betrifft, kann ich, wie ich bereits gesagt habe, wegen 
des Steuergeheimnisses nicht Stellung nehmen. Im 
Prinzip ist es aber so, daß wirtschaftliche Betätigung 
auch eines Vereins der Steuerpflicht unterliegt. Wir 
haben keinen Anlaß, anzunehmen, daß die Finanz-
verwaltung die steuerlichen Vorschriften nicht be-
achtet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
dann vielleicht meiner These zu, daß hier mit finan-
zieller Hilfe der Bundesregierung und des Landes 
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Bayern unkontrollierte wirtschaftliche Macht aufge-
baut worden ist, und was ist zu tun, um diese un-
kontrollierte Macht entsprechend den Grundsätzen 
unserer Gesellschaftsordnung besser in den Griff zu 
bekommen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zum 
einen handelt es sich bei einem Verein um eine 
kontrollierte Institution. Zum anderen haben Sie 
von Mitteln der Bundesregierung und des Landes 
Bayern gesprochen. Soweit öffentliche Mittel ver-
wendet werden, gibt es ja eine Kontrolle sowohl 
durch das Parlament wie auch durch die Rechnungs-
höfe. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, be-
ziehen sich Ihre Ausführungen nur auf den ADAC 
oder auch auf andere Automobilclubs ähnlicher Art? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ich bin hier nur 
nach dem ADAC gefragt worden; daher konnte sich 
meine Antwort nur auf ihn erstrecken. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 32 des Abgeordneten Dr. Langner 
auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es sich bei den 
Gleichlautenden Erlassen der obersten Finanzbehörden der 
Länder zur Neuorganisation der Finanzämter und Neuordnung 
des Besteuerungsverfahrens" (GNOFÄ) nicht nur um einen in-
nerbehördlichen Organisationserlaß handelt, sondern um einen 
Erlaß mit Außenwirkung, und ist er deshalb im Bundessteuer-
blatt veröffentlicht worden? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Die „Gleichlauten

-

den Erlasse der obersten Finanzbehörden zur Neu-
organisation der Finanzämter und Neuordnung des 
Besteuerungsverfahrens", die sogenannten GNOFA, 
enthalten innerdienstliche Verwaltungsanweisun-
gen, die die Regelungen der Abgabenordnung über 
die Sachverhaltsermittlung — z. B. §§ 88, 92 und 164 
AO — näher konkretisieren, um eine gleichmäßige 
Verwaltungspraxis bei allen Finanzämtern sicherzu-
stellen. Die Bekanntgabe der Erlasse im Bundes-
steuerblatt ändert überhaupt nichts daran, daß es 
sich bei diesen Erlaßregelungen um innerdienstliche 
Verwaltungsanweisungen handelt. Derartige inner-
dienstliche Verwaltungsanweisungen werden gele-
gentlich in gewichtigen Fällen im Bundessteuerblatt 
veröffentlicht, damit eine einheitliche Besteuerungs-
praxis gesichert wird und die Bürger und ihre 
steuerlichen Berater unterrichtet sind. Diese Gründe 
waren auch für die Bekanntgabe der Erlasse zur 
Neuorganisation der Finanzämter und Neuordnung 
des Besteuerungsverfahrens maßgebend. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, liegt nicht mindestens eine mittel-
bare Außenwirkung der GNOFÄ nach Auffassung 
der Bundesregierung schon darin, daß mit ihr eine 
Verkürzung der Fristen für die Abgabe der Steuer-
erklärungen beabsichtigt ist und sich hierbei erheb 

liche Schwierigkeiten für die Angehörigen der 
steuerberatenden Berufe ergeben? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Dr. Langner, die Fristen zur Abgabe der Steuer-
erklärung beruhen nicht auf der GNOFÄ, sie beru-
hen auf anderen Vorschriften. Diese werden auch 
durch die GNOFÄ nicht berührt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Sieht die Bundesregie-
rung nicht zumindest eine mittelbare Außenwirkung 
darin, daß die GNOFÄ drei Fallgruppen unterschei-
det und eine dieser Gruppen, nämlich die Gruppe 
zwei, nur überschlägig geprüft wird? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Sie wird in der 
Regel nur überschlägig geprüft. Das war sicherlich 
auch bisher weitgehend so. Es gibt aber auch Aus-
nahmen von dieser Regel, wenn der Finanzbeamte 
dafür besondere Anhaltspunkte hat. Wir sehen auch 
hierin keine Außenwirkung. Eine mittelbare Außen-
wirkung kann nur insoweit eintreten, als die Finanz-
verwaltung effizienter und rascher arbeitet. Das ist 
der Grund dafür, daß die Steuererklärungen jetzt 
von den Finanzämtern zum Teil zeitnaher angefor-
dert werden als früher. Dies war aber auch ein Ziel, 
das durch die GNOFA erreicht werden sollte. Der 
Erlaß geht im wesentlichen auf Anregungen des 
Bundesrechnungshofes zurück. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Will-Feld. 

Frau Will -Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie ist nach Auffassung der Bundesregierung die 
Außenwirkung zu beurteilen, wenn der Steuerfall A 
gründlich, der Steuernachbarfall B weniger gründ-
lich geprüft wird? Das heißt im Klartext: Wer soll 
diejenigen kontrollieren, die die Gewichte setzen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Die werden erstens 
durch die Verwaltung kontrolliert, durch die Vor-
gesetzten, im übrigen steht die Finanzverwaltung 
unter der Kontrolle der Rechnungshöfe, wie Sie 
wissen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
damit zu rechnen, daß in Auswirkung der GNOFÄ 
die Zahl der selbständigen Finanzämter zurückgehen 
wird, und wenn ja, um wieviel bitte? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, 
daß das in Auswirkung der GNOFÄ der Fall sein 
wird. Im übrigen ist das aber ausschließliche 
Organisationskompetenz der Bundesländer. Ich kann 
Ihnen dazu keine verbindliche Auskunft geben. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe Frage 33 des Abgeordneten Dr. Lang-
ner auf: 
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Vizepräsident Stücklen 
Wie steht die Bundesregierung zu der Klage der Steuerzah-

ler und der Steuerberaterschaft, daß mit der GNOFÄ für den 
Bürger die Besteuerung noth komplizierter geworden ist und 
daß die Verwaltung einen Teil der ihr zugeordneten Arbeit auf 
die Bürger abwälzt? 

Offergeld, Pari. Staatssekretär: Da die sogenann-
ten GNOFÄ lediglich Regelungen zum verwaltungs-
internen Besteuerungsverfahren und zur Organisa-
tion der Finanzämter enthalten und dem Bürger 
keine besonderen Rechte einräumen oder gar Pflich-
ten für ihn begründen, kann nicht davon ausgegan-
gen werden, daß sie die Besteuerung für den Bürger 
komplizieren oder ihm sogar bestimmte, der Verwal-
tung obliegende Arbeiten übertragen würden. Ein 
wesentliches Ziel der GNOFÄ ist es vielmehr, die 
Verwaltungsarbeit rationeller zu gestalten, damit 
die Steuern schneller als bisher festgesetzt und er-
stattet werden können. Hierzu ist es allerdings er-
forderlich, daß die Steuererklärungen fristgerecht, 
wie es den gesetzlichen Vorschriften entspricht, 
beim Finanzamt eingehen. 

Es soll andererseits nicht verkannt werden, daß 
auch für den Bürger und seinen Berater die Um-
stellung auf die neuen Organisationsformen der Ge-
wöhnung bedarf. Die Neuverteilung der Zuständig-
keiten der Veranlagungsabteilung des neuorgani-
sierten Finanzamts bringt es mit sich, daß es in Ein-
zelfällen nicht immer leicht sein mag, zunächst ein-
mal den jeweils zuständigen Bearbeiter zu finden. 
Es kann jedoch davon ausgegangen werden, daß 
diese Schwierigkeiten, soweit sie aufgetreten sein 
sollten, in absehbarer Zeit behoben sein werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, ist es nicht so, daß neben der von 
Ihnen zugestandenen Schwierigkeit infolge noch 
mangelnder Gewöhnung eine systemimmanente 
Schwierigkeit durch wechselnde Sachbearbeiter bei 
Festsetzung der Vorauszahlung, der Erstveranla-
gung, der endgültigen Veranlagung und der veran-
lagenden Betriebsprüfung, also insgesamt vier wech-
selnde Sachbearbeiter, besteht, die einen Reibungs-
verlust zur Folge hat und damit eine Erschwernis 
für den Bürger bedeutet? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Nein, wir glauben, 
daß die GNOFÄ eine der heutigen Zeit entspre-
chende Organisationsform für die Finanzämter ge-
schaffen haben. Die Finanzämter haben im bis-
herigen Verfahren noch mit Organisationsformen 
gearbeitet, die dem jetzigen Stand der Automation 
nicht entsprachen. Es gab Probebetriebe in vielen 
Finanzämtern, bevor die GNOFÄ allgemein erlas-
sen wurden. Dazu hat der Bundesrechnungshof 
Anregungen gegeben. 

Ich glaube also nicht, daß die hier von Ihnen vor-
getragenen Bedenken zutreffen. Es geht vielmehr 
um eine Spezialisierung der Finanzbeamten und 
damit um eine höhere Leistungsfähigkeit. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß die komplizierte Art 
der Steuerformulare, die in diesem Jahr neu ein-
geführt worden ist, dazu beiträgt, daß dem Steuer-
zahler unter Umständen Nachteile entstehen kön-
nen, weil er entweder mit einem Steuerberater ver-
heiratet oder selber einer sein muß, um diese For-
mulare vernünftig ausfüllen zu können. 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Das zielt natürlich 
auf die Ausgestaltung unseres Steuerrechts. Unse-
rem Steuerrecht ist eine gewisse Kompliziertheit 
eigen, was damit zusammenhängt, daß es versucht, 
möglichst gerecht zu sein. Auf diese Kompliziertheit 
ist auch die Kompliziertheit der Steuerformulare 
zurückzuführen. 

Wir haben von diesem Jahr an neue Steuerformu-
lare eingeführt, die aber im Vergleich zu den frü-
heren — die man allerdings gewohnt war — ein-
facher und auch maschinengerecht sind. Frau Kolle-
gin, auch Sie werden mir nach einer Gewöhnung, 
wenn Sie das zweite Mal die Formulare ausgefüllt 
haben, zustimmen — so hoffe ich —, daß sie ein-
facher sind als die früheren. 

Ich bin gern bereit, Ihnen mit einer Erläuterung 
der Formulare Hilfestellung zu leisten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die Meinung, daß Ausdrücke wie APSt, 
ÜSt, VVSt, RWSt, ERSt und UVSt zur Sprachbarriere 
zwischen Steuerbürger und Finanzamt werden kön-
nen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Das sind Abkür-
zungen, die im Kreis von Eingeweihten verwandt 
werden. Wenn man mit einem Laien verkehrt, sollte 
man schon die vollständigen Bezeichnungen ver-
wenden. 

(Wehner [SPD] : Einen normalen Menschen 
meinen Sie?) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Simpfendörfer. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, sind in 
diesen Erlassen, kurz GNOFÄ genannt, auch Anwei-
sungen an die Finanzbehörden enthalten, die Bun-
destagsgeordneten zur rechtzeitigen Steuervoraus-
zahlung aufzufordern? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Nein, die GNOFÄ 
wären dazu nicht der rechte Ort. Es ergibt sich aus 
den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen, daß 
grundsätzlich jeder Einkommensteuerpflichtige zu 
Vorauszahlungen heranzuziehen ist. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Das geschieht 
auch!) 

— Das geschieht im übrigen auch, soweit ich in-
formiert bin. Ich weiß nicht, welcher Anlaß für Sie 
besteht, dies zu bezweifeln. 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Fried-
mann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die Befürchtungen vieler Finanzbeamter, 
daß durch die mit den GNOFÄ verbundenen Spe-
zialisierungen eine Entfremdung zwischen Steuer-
beamten und Steuerzahlern eintritt und daß infolge 
der Tatsache, daß viele Steuerbeamte ab jetzt an 
einer Steuererklärung arbeiten, eine zeitliche Ver-
zögerung eintreten wird, so daß Sie letztlich genau 
das Gegenteil von dem erreichen, was der Rech-
nungshof erreichen wollte? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
teile die im ersten Abschnitt Ihrer Frage genannten 
Befürchtungen nicht. Die im zweiten Teil Ihrer 
Frage enthaltene Behauptung, daß es nicht zu einer 
Vereinfachung und Beschleunigung der Verfahren 
kommen werde, sondern zu einer Verlangsamung, 
ist auf Grund der bisherigen Erfahrungen schon ein-
deutig widerlegt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Langner. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, eine abschließende Frage: Hegen 
Sie nicht nach Ihrem freundlichen Angebot an die 
Frau Kollegin, ihr in Steuerfragen behilflich zu sein, 
die Befürchtung — gerade unter dem Gesichtspunkt 
der GNOFÄ —, in Zukunft einer verschärften Über-
prüfung bei Ihren Nebentätigkeiten unterzogen zu 
werden? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ich habe der Frau 
Kollegin Simonis keine Steuerberatung angeboten, 
sondern ich wollte ihr bei der Erläuterung der For-
mulare behilflich sein, um das ganz genau zu fassen. 
Eine Steuerberatung wäre mir nicht erlaubt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie auch bereit, 
mir zu helfen, meine Formulare auszufüllen? 

(Heiterkeit) 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ich bin auch bei 
Ihnen bereit, obwohl ich es für überflüssig halte, 
weil Sie das Ausfüllen der Formulare sicherlich 
trefflich beherrschen. Ich bin aber bereit, auch Ihnen, 
falls sich die Notwendigkeit ergeben sollte, die 
Formulare zu erläutern. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, damit der Gleichheitsgrundsatz im 
Parlament gewahrt wird — dafür ist das Präsidium 
verantwortlich —, würde ich vorschlagen, daß Sie 
alle Abgeordneten des Hauses beraten. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Darauf brauchen Sie keine Antwort zu geben. 

Keine Zusatzfragen mehr? — Ich rufe die Frage 
34 des Herrn Abgeordneten von der Heydt auf: 

Wie sieht die Bundesregierung die Rechtsgültigkeit der 
„Gleidilautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Län-
der zur Neuorganisation der Finanzämter und Neuordnung des 
Besteuerungsverfahrens" (GNOFÄ), die zum Zwecke der Durch-
führung der Steuergesetze nadi sehr pauschalen Richtlinien 
unterschiedliche Gruppen von Steuerpflichtigen schafft, deren 
Angaben in der Steuererklärung gar nicht oder kursorisch oder 
intensiv geprüft werden, unter Beachtung des § 85 AO und ins-
besondere unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung sieht keinen Anlaß, die Recht-
mäßigkeit der Grundsätze zur Neuorganisation der 
Finanzämter und Neuordnung des Besteuerungs-
verfahrens, also die sogenannte GNOFÄ, in Zweifel 
zu ziehen. Insbesondere verstoßen die Neuregelun-
gen zur Fallgruppeneinteilung nicht gegen den 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, wie 
er in § 85 der Abgabenordnung enthalten ist. 

Die Regelungen der GNOFÄ legen im Interesse 
einer einheitlichen Verwaltungspraxis fest, wie die 
Verwaltung bei der Aufklärung des steuerlichen 
Sachverhalts von dem ihr vom Gesetzgeber einge-
räumten Ermessen Gebrauch zu machen hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich Sie so verstehen, 
daß Sie der Auffassung sind, daß die GNOFÄ nicht 
gesetzlich hier vom Parlament hätte erlassen wer-
den müssen,sondern daß das auf Verwaltungsebene 
so entschieden werden konnte? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Jawohl, das ist un

-
unsere Auffassung, im übrigen auch die Auffassung 
aller Bundesländer. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen? — Dann rufe ich die Frage 35 des Herrn 
Abgeordneten von der Heydt auf: 

Hat die Bundesregierung es bisher versäumt, ausnahmslos 
ausgereifte steuerliche Gesetzentwürfe vorzulegen, welche auch 
die Vereinfachung des Steuerrechts im Auge haben und die Übel 
des Besteuerungsverfahrens an der Wurzel fassen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Es ist stets ein be-
sonderes Anliegen der Bundesregierung, ihre Ge-
setzentwürfe so einfach wie möglich zu gestalten. 
Die dennoch nicht zu bestreitende Kompliziertheit 
des Steuerrechts beruht auf vielerlei Gründen: Es ist 
z. B. nicht zu verkennen, daß in vielen Fällen einer 
einfachen Gesetzgebung durch das Gebot der Rechts-
staatlichkeit, das leichter verständliche General-
klauseln ausschließt, Schranken gesetzt werden. 
Weitere Grenzen für eine Vereinfachung stellen 
bekanntlich z. B. die vielfältigen wirtschafts- und 
sozialpolitischen Zwecke, die mit steuerrechtlichen 
Mitteln verfolgt werden, und die zunehmende inter-
nationale Verflechtung dar. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten von der Heydt. 
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von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, daß die er-
sten Überlegungen über GNOFÄ schon weit über 
zehn Jahre zurückliegen, daß sie von der Steuer-
gewerkschaft ausgegangen sind und daß eigentlich-
der  Hauptgrund für diese Überlegungen war, daß 
die Anzahl von Steuerfestsetzungsfällen pro Jahr 
für die Finanzverwaltung immer weniger beherrsch-
bar wurde und inzwischen auf über 110, 115 Millio-
nen Fälle pro Jahr angewachsen ist? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Das sind alles 
Gründe, die zu GNOFÄ geführt haben, auch An-
regungen der Steuergewerkschaft, aber auch ins-
besondere Impulse, die von einem ausführlichen 
Bericht des Bundesrechungshofes ausgegangen sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich Ihre Antwort auf 
meine Frage so verstehen, daß Sie bei den Be-
mühungen um eine Vereinfachung des Steuerrechts 
und der Steuergesetze wegen der Gründe, die Sie 
für diese Kompliziertheit genannt haben, keine Aus-
sichten sehen, Erfolge zu erzielen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
spreche ja zu Ihnen als einem Sachverständigen. Sie 
wissen, daß wir im Finanzausschuß oft um Formu-
lierungen, um Zielsetzungen in Steuergesetzen rin-
gen. Leider gibt es meistens Zielkonflikte: einmal 
Einfachheit, auf der anderen Seite aber viele andere 
Ziele: Gerechtigkeit, sozialpolitische, wirtschafts-
politische Gesichtspunkte. Man muß sich von Fall 
zu Fall entscheiden. Daß es zu einer durchgreifenden 
Vereinfachung des Steuerrechts käme, die nun 
einem jeden Laien die Ausfüllung einer Steuer-
erklärung für eine Aktiengesellschaft ermöglichte, 
halte ich nicht für durchsetzbar. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen wer-
den nicht gewünscht. — Ich rufe die Frage 36 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kunz auf: 

Wie hoch ist der Anteil der Unternehmer, deren Einkommen 
niedriger ist als das eines Facharbeiters, und welche Folge-
rungen zieht die Bundesregierung aus dieser Tatsache für ihre 
Steuerpolitik gegenüber diesem Personenkreis? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ihre 
Frage läßt sich an Hand des zur Verfügung stehen-
den Materials leider nicht beantworten. Für Unter-
nehmereinkommen nach Größenklassen stehen nur 
Ergebnisse der Einkommensteuerstatistik nach 
steuerrechtlicher Abgrenzung zur Verfügung. So 
sind z. B. im Gegensatz zum Bruttojahresverdienst 
bzw. Jahresarbeitslohn der Arbeitnehmer, in denen 
die Werbungskosten noch enthalten sind, bei den 
Selbständigen in der Statistik die Betriebsausgaben 
bereits abgesetzt. Für Facharbeiter stehen in der 
erforderlichen Abgrenzung überhaupt keine Daten 
zur Verfügung. Die vorliegenden Daten der Ein-
kommensteuerstatistik, die zuletzt für das Jahr 1971 
vorliegen, sind außerdem veraltet und haben nur 
noch bedingten Aussagewert. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß 
nahezu jeder zweite Unternehmer weniger ver-
dient als im Durchschnitt der Facharbeiter, daß in 
den letzten Jahren fast jeder zweite Unternehmer 
den größten Teil seines Vermögens und Eigenkapi-
tals aufzehren mußte und daß fast jeder zweite 
Unternehmer gezwungen war, für den Unterhalt 
seiner Familie Kredite aufzunehmen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
erste Teil Ihrer Frage, in dem Sie behauptet haben, 
jeder zweite Unternehmer verdiene weniger als ein 
Facharbeiter, wird durch die uns vorliegenden sta-
tistischen Unterlagen in gar keiner Weise gedeckt. 
Selbst wenn man zu Schätzungen greift, meine ich, 
müßte man zu ganz anderen Ergebnissen kommen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie stellt sich die Bundesregierung zu der mei-
nes Erachtens sinnvollen Forderung, die Gewerbe-
steuer und die Lohnsummensteuer nicht nur zu ver-
ringern, sondern ganz abzuschaffen, um eine wei-
tere Gefährdung der Arbeitsplätze, wie sie in den 
letzten Jahren gerade auch durch diese Steuern 
eingetreten ist, zu vermeiden? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist schwierig, im Rahmen einer Fragestunde auf 
diese sehr komplizierte Frage eine Antwort zu ge-
ben. Ich muß Sie darauf hinweisen, daß das Auf-
kommen an Gewerbesteuer sehr hoch ist und daß 
es dafür — insbesondere für die Gemeinden — ja 
einen Ausgleich geben müßte. Ich erinnere Sie ins-
besondere an die Klagen aus Ihrer Fraktion über die 
Lage der Gemeindefinanzen. Wie dieser Ausgleich 
beim Wegfall der Gewerbesteuer geschaffen wer-
den könnte, sehe ich im Augenblick nicht. Man 
wird allenfalls schrittweise zu einem weiteren Ab-
bau kommen. Wir haben ja bereits wichtige 
Schritte im Rahmen der Steuerreform unternom-
men. Im Rahmen der europäischen Harmonisierung 
wird dann vielleicht weiter über diese Frage nach-
zudenken sein. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie aus der Tatsache, daß sich immer weni-
ger Bürger für eine freiberufliche Tätigkeit oder 
für ein eigenes Unternehmen interessieren, den 
Schluß ziehen, daß vor allem im mittelständischen 
Bereich die Einkommensverhältnisse so gefährdet 
erscheinen, daß sich ein Abhängigenverhältnis in 
der Tat mehr lohnt als ein Unternehmerdasein. 
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Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann die Ihrer Frage zugrunde liegende Behauptung 
nicht bestätigen und deswegen natürlich auch Ihre 
Frage nicht bejahen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Breidbach auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der Bun-
deswirtschaftsminister im Gegensatz zu den vom Kabinett be-
schlossenen steuerpolitischen Maßnahmen einen höheren Betrag 
als das von der Regierung ins Auge gefaßte Entlastungsvolu-
men von 7,5 Milliarden DM für angebracht hält? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im 
Vorfeld der getroffenen Entscheidungen über den 
Bundeshaushalt und die bekannten steuerlichen 
Maßnahmen haben die zuständigen Mitglieder der 
Bundesregierung die Handlungsspielräume und -er-
fordernisse sowie die Handlungsalternativen einge-
hend erörtert. Nach eingehender Diskussion im Bun-
deskabinett, die sich auf Art und Umfang der zu er-
greifenden Maßnahmen bezog, hat sich die Bundes-
regierung in ihren Beschlüssen vom 14. September 
1977 für die bekannten Maßnahmen entschieden. 
Diese Beschlüsse werden vom Bundesminister für 
Wirtschaft mit getragen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. Damit 
stehen wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Die Frage 41 des Herrn Abge-
ordneten Dr.-Ing. Laermann, die Fragen 46 und 47 
des Herrn Abgeordneten Schmidt (München) und die 
Frage 51 des Herrn Abgeordneten Dr. Voss sollen 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ein Teil der Fragen aus diesem Geschäftsbereich 
wird von dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
beantwortet, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zum Abschied!) 

ein anderer Teil von dem Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretär. Wenn dies Ihrem Wunsch entspricht, 
Herr Bundesminister, würde ich unter dem Gesichts-
punkt der Rangordnung und der Dringlichkeit der 
Amtsgeschäfte den Fragen, die Sie beantworten 
wollen — dies sind, soweit mir bekannt ist, die 
Fragen 55 ff. —, den Vorrang geben. Können wir so 
verfahren? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
überlasse das dem Präsidenten. 

Vizepräsident Stücklen: Das Plenum ist mit dieser 
Änderung der Reihenfolge der Fragen einverstan-
den. 

Ich rufe die Frage 55 des Herrn Abgeordneten 
Wissmann auf: 

Hält die Bundesregierung die wirtschaftspolitische Einschät-
zung des Bundeswirtschaftsministers für gerechtfertigt, wonach 
der Inflationsauftrieb und die Häufigkeit von Währungsunruhen 
in näherer Zukunft zunehmen werden? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, Sie beziehen sich offensichtlich auf eine Ausar-
beitung, die im Bundesministerium für Wirtschaft zur 
internationalen Konjunkturlage erstellt wurde. Un-
ter den potentiellen Risiken — ich unterstreiche 
das Wort „potentiell" — in der weltwirtschaftlichen 
Entwicklung wird darin unter anderem auch auf 
die Möglichkeiten neuer Wechselkursunruhen hinge-
wiesen. Es wird in der Ausarbeitung aber nicht 
festgestellt, daß der Inflationsauftrieb und die Häu-
figkeit von Währungsunruhen in näherer Zukunft 
zunehmen werden. Die Bundesregierung sieht der-
zeit auch keine Veranlassung zu einer solchen Fest-
stellung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Wissmann (CDU/CSU) : Herr Minister halten Sie 
es angesichts der unsicheren Lage gerade auch im 
Bereich der Wechselkurse für sinnvoll, daß Ausar-
beitungen mit derartigen Vermutungen entwickelt 
und an die Öffentlichkeit gebracht werden? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
ich halte es für erforderlich, daß die Mitarbeiter der 
Ministerien die Ausarbeitungen anfertigen, die sie 
auf Grund der internationalen Lage für geboten 
halten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfrage mehr. 

Ich rufe die Frage 56 des Abgeordneten Wissmann 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die in der Öffentlichkeit wieder-
gegebene Auffassung, daß durch das Ausscheiden des jetzigen 
Bundeswirtschaftsministers die in der Regierungserklärung fest-
gelegten marktwirtschaftlichen Grundsätze der Wirtschaftspolitik 
künftig nicht mehr durchsetzbar sein werden? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Nein, der Wechsel 
im Amt des Bundeswirtschaftsministers am 7. Okto-
ber 1977 gibt dazu keinen Anlaß. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wiss-
mann zu einer Zusatzfrage. 

Wissmann (CDU/CSU) : Herr Minister, halten Sie 
es angesichts der gegenwärtigen Lage mit einer 
Arbeitslosigkeit, die bei etwa 1 Million liegt, und 
angesichts der in der von Ihnen soeben zitierten 
Studie Ihres Hauses angesprochenen Unsicherheiten 
in der weltwirtschaftlichen Entwicklung denn für 
verantwortbar, genau zu diesem Zeitpunkt den 
Stuhl zu verlassen, auf dem Sie bis jetzt gesessen 
haben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Wenn ich es nicht 
für verantwortbar gehalten hätte, hätte ich die Ent-
scheidung nicht getroffen. Ich konnte mir den Ter-
min allerdings nicht aussuchen. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Minister, Sind Sie 
demnach der Meinung, daß der bevorstehende Wech- 
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Dr. Friedmann 
sel in der Spitze Ihres Hauses eine absolute Aus-
nahmesituation darstellt, nachdem ansonsten jeder 
Wechsel bei führenden Personen natürlich zu einer 
neuen Vertrauensgrundlage führen muß? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich bin davon 
überzeugt, daß die alte Vertrauensgrundlage beste-
henbleibt, weil in den politischen Überzeugungen 
des jetzigen Amtsinhabers und seines Nachfolgers 
keinerlei Unterschiede festzustellen sind. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, halten Sie 
Ihren bevorstehenden Rücktritt für die bisher durch-
geführte Wirtschaftspolitik der Bundesregierung für 
ermutigend oder für erschwerend? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich verstehe Ihre 
Frage nicht, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Stücklen: Würden Sie die Frage bitte 
wiederholen; es könnte an der Akustik gelegen 
haben. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, sind Sie 
persönlich der Meinung, daß Ihr Rücktritt für die 
Durchsetzung der Grundsätze der Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung, die bei der Auswahl der Mini-
ster in Ihrer Person mit symbolisiert wurden, als ein 
ermutigendes Zeichen oder als Erschwernis zu wer-
ten ist? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich halte die Gele-
genheit für geeignet, das Bisherige fortzusetzen und 
durchzusetzen. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, darf 
ich Ihrer Antwort, die Sie meinem Kollegen Wiss-
mann gegeben haben, entnehmen, daß Sie eine be-
stimmte Beunruhigung im Bereich der Wirtschaft 
nach der Erklärung Ihrer Rücktrittsabsicht im Rah-
men Ihrer Verantwortung durchaus mit in Kauf 
genommen haben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, es gab eine Vielzahl von Zuschriften unter-
schiedlichen Inhalts. Daß man auch Spekulationen 
in Kauf nehmen muß, ist eine Selbstverständlich-
keit. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordnenter Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU) : Herr Minister, nachdem 
Graf Lambsdorff in der Vergangenheit mehrfach 
Gelegenheit hatte, dem Bundesminister für Wirt-
schaft in kritischen Situationen im Parlament beizu

-

springen, möchte ich Sie fragen, wer diese Rolle in 
Zukunft übernehmen wird. 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Der zukünftige 
wirtschaftspolitische Sprecher seiner Fraktion. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie heißt denn 
der?) 

— Dies fällt nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
Bundesregierung. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Minister, halten Sie in Ihrer 
künftigen Position die Wahrung der Grundsätze der 
freien Marktwirtschaft für besser realisierbar als 
bisher? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich kann die Frage deswegen nicht zu Ihrer Zu-
friedenheit beantworten, weil es zwischen dem Insti-
tut. das Sie ansprechen, und mir bis zur Stunde 
kein Vertragsverhältnis gibt und sich der Aufsichts-
rat über die Wahl eines neuen Vorstandsmitglieds 
noch nicht entschieden hat. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Bundesminister 
Friedrichs, macht die gesamtwirtschaftliche Lage 
heute im Vergleich zu derjenigen bei Ihrem Amtsan-
tritt im Jahr 1972 Ihre Mitarbeit im Dienst der Bun-
desregierung weniger erforderlich? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist gut!) 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Niemand ist uner-
setzbar. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Das ist 
die Schlagzeile von morgen!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 57 des Abgeordneten Pieroth 
auf: 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu den in der 
Öffentlichkeit gemachten Vorwürfen ein, daß die Rücktrittser-

klärung des Bundesministers für Wirtschaft als Resignation auf 
die Erkenntnis zurückgeführt wird, daß die wirtschaftspolitische 
Zielprojektion der Bundesregierung nicht mehr erfüllbar sei? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
Vorwürfe, wie Sie sie zitieren, sind unbegründet. 
Der Bundesminister für Wirtschaft hat auf Grund 
der auch in anderen Ländern eingetretenen Ab-
schwächung des Wirtschaftswachstums, wie jeder-
mann weiß, zusammen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die Beschlüsse der Bundesregierung zur 
Förderung von Wachstum und Beschäftigung vom 
14. September vorbereitet, die dazu beitragen sol-
len, die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik wie-
der auf einen besseren Entwicklungspfad zu bringen. 
Wir werden in der nächsten Woche Gelegenheit ha-
ben, darüber in diesem Hause zu debattieren. 



3288 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 43. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. September 1977 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Minister, treffen Mel-
dungen zu, wonach Sie schon im Frühjahr die Ziel-
projektion für unerreichbar gehalten haben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
ich nehme an, daß Sie sich auf eine Diskussion in 
der Bundespressekonferenz beziehen. Wenn der 
Herr Präsident es erlaubt, würde ich gern aus dieser 
Bundespressekonferenz zitieren. Ich habe dort auf 
Fragen gesagt: 

Ich will kein Hehl daraus machen, daß mir ein 
Teil der Daten, die von dritter, unabhängiger 
Stelle als Prognose geliefert wurden, viel zu 
optimistisch waren. Um es Ihnen klar zu sagen: 
Dort lagen die Daten zwischen 5 und 6% 
Wachstum für dieses Jahr. Ich habe dies nicht 
für möglich gehalten und habe auch auf eine 
Frage im Kabinett, was ich denn persönlich 
glauben würde, was als Wachstum herauskom-
men könnte, ohne diese ganzen Datenreihen, 
gesagt: Ich glaube an nicht viel mehr als 4 %. 
Aber eine Regierung kann doch nicht 4 % pro-
jizieren, wenn alle Prognosen außer einer ein-
zigen, nämlich die vom Institut in Essen, weit 
darüber liegen. Die Forschungsinstitute lagen 
bei 5,5 %. 

Ich habe dann weiter ausgeführt, daß die Projek-
tion nicht nur durch den gesamten Datenkranz ob-
jektiv gerechtfertigt gewesen sei, sondern daß sie 
von mir mit beschlossen worden ist und von mir 
getragen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Minister, hätten Sie 
dann nicht Ihre weniger optimistische Einschätzung 
deutlich machen müssen, um die Tarifverhandlun-
gen vor dem Ergebnis zu bewahren, zu dem wir in-
zwischen gekommen sind? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, es ist nicht die Aufgabe der Regierung oder 
eines Kabinettsmitglieds, subjektive Empfindungen, 
die aus dem Datenkranz heraus nicht begründbar 
sind, zum Gegenstand der öffentlichen Politik zu ma-
chen. Herr Abgeordneter, Sie wissen, daß ich die 
Opposition mehrfach darauf hingewiesen habe, daß 
ich diese Methode für falsch hielte; sie hat sie ja 
meist angewendet. Die Daten am 23. Januar 1977 
schienen eindeutig zu sein. Ich darf Sie darauf hin-
weisen, Herr Abgeordneter, daß das Wachstum im 
4. Quartal 1976 bei rund 6 % lag. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, wür-
den Sie mir zustimmen, daß es durchaus nicht un-
ehrenhaft wäre, die Möglichkeit eines Rücktritts zu 

nutzen, wenn man die Überzeugung gewonnen hat, 
daß die Grundsätze der Wirtschaftspolitik, die man 
sich ursprünglich vorgenommen hat, nicht mehr 
durchsetzbar seien? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Dies ist theoretisch 
kein unehrenhafter Grund. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Bundeswirtschafts-
minister, nachdem weder Resignation noch eine fal-
sche Praxis gegenüber den Prognosen, die Sie ge-
stellt haben, die Rücktrittsursachen waren, kann 
man so formulieren: Das Amt hätte mir zwar Spaß 
gemacht, aber an einem anderen hätte ich mehr 
Freude? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, es steht der Bundesregierung nicht zu, Ihre 
eigene Interpretation zu korrigieren. Meine Inter-
pretation ist es nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, welche 
Fakten und Daten lagen denn Ihrer Einschätzung — 
entgegen der der meisten wirtschaftswissenschaft-
lichen Institute — bei der Urteilsfindung zugrunde, 
daß es wohl nicht zu 5,5 % Wirtschaftswachstum, 
sondern höchstens zu 4 % oder ganz knapp darüber 
kommen würde? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, keine Fakten und keine Daten. 

Kiechle (CDU/CSU) : Raten Sie das nur? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich bitte um Ent-
schuldigung, es kommt doch auch vor, daß man so 
das Gefühl hat. Herr Abgeordneter, wir werden 
nächste Woche darüber sprechen können. Wenn Sie 
sich die Entwicklung der einzelnen Aggregate der 
Volkswirtschaft in diesem Jahr anschauen, dann 
sehen Sie eines sehr deutlich, daß nämlich keines 
der Aggregate in sich einen Zusammenbruch erlebt 
hat, daß aber mehrere Aggregate ganz knapp unter 
der Projektion und insbesondere unter den Pro-
gnosen der unabhängigen Institute lagen. 

Ich will nur ein Beispiel sagen. Die Prognose der 
OECD für das Wachstum des Welthandels, das für 
das Wirtschaftswachstum der Bundesrepublik eine 
ganze entscheidende Bedeutung hat, ist nicht er-
reicht worden. Der Welthandel ist in seinem Wachs-
tum hinter der OECD-Prognose zurückgeblieben. 
Damit ist auch der deutsche Export, der seinen An-
teil hat halten können, hinter der Projektion zu-
rückgeblieben. Insbesondere, Herr Abgeordneter, 
hat sich die konjunkturelle Entwicklung in den Län-
dern schwächer entwickelt, die Hauptabnehmer

-

länder der Bundesrepublik Deutschland sind. Die 
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konjunkturelle Entwicklung in Frankreich und Groß-
britannien ist schwächer verlaufen als in anderen 
Industrienationen der westlichen Welt, z. B. in Japan 
und den USA. Aber Großbritannien und Frankreich 
sind Hauptabnehmerländer deutscher Produkte. Sie 
wissen, Frankreich ist der Hauptabnehmer Nummer 
eins für die Produkte aus der Bundesrepublik. 

(Abg. Kiechle [CDU/CSU] meldet sich er- 
neut zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Kiechle, es tut mir leid, ich kann eine weitere Zu-
satzfrage von Ihnen jetzt nicht zulassen, wenngleich 
ich durchaus verstehe, daß Sie gerne herausbekom-
men möchten, wieweit die Gefühle des Bundeswirt-
schaftsministers noch zu erforschen sind. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Genau das hätte ich 
gern getan!) 

Aber das muß dann in einem anderen Zusammen-
hang geschehen. 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
konnte man denn nach dem hohen Exportzuwachs 
des Jahres 1976 realistischerweise von einer ähn-
lichen Entwicklung auch für das Jahr 1977 ausgehen? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Erstens. Man 
konnte davon ausgehen, daß wir unseren Anteil am 
Welthandel mindestens halten. Denn die Struktur 
unserer Exporte, Herr Abgeordneter, ist so, daß sie 
durch die Entwicklung begünstigt wurde. Die Nach-
frage aus den OPEC-Ländern hat überproportional 
zugenommen. Dies ist primär eine Nachfrage nach 
Investitionsgütern. Deutschland ist ein Spitzenpro-
duzent von Investitionsgütern. 

Zweitens. Die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft hat gegenüber den Mitbewerbern 
in den letzten zwei Jahren auf Grund des unter-
schiedlichen Kostenauftriebs hier und draußen eher 
zugenommen. Daher mußten wir davon ausgehen, 
die OECD-Prognose — wie immer — als richtig 
unterstellt, daß unser Anteil gehalten ist. Er ist auch 
gehalten worden, aber die Prognose war für alle 
Industrienationen der westlichen Welt um ein bis 
zwei Punkte zu hoch. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Minister, Sie 
haben vorhin gesagt, daß Sie sich bei Ihrer Aussage 
auf das Gefühl verlassen haben. Ich möchte Sie fra-
gen: An wen sollen wir uns dann künftig wenden, 
wenn Sie nicht mehr da sind, wobei wir die Hoff-
nung haben, daß der Betreffende dann in der Lage 
ist, gefühlsmäßig richtige Prognosen zu geben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, es ist immer schlecht, sich in politischen Fragen 
ans Gefühl zu halten. Sie werden sich an die Diskus

-

sion des Jahreswirtschaftsberichts für das Jahr 1976 

erinnern, in der ich eine Projektion gemacht hatte, 
die bei rund 5% lag. Die Opposition hat dies, ihrem 
Gefühl folgend, für völlig bombastisch und über-
trieben erklärt. Erreicht haben wir dann 5,5 °/o. 
Sie sehen, wo man landet, wenn man sich auf das 
Gefühl verläßt. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Meine 
Frage, Herr Minister, war: An wen sollen 

wir uns wenden?) 

— An die Bundesregierung, wenn Sie die amtliche 
Projektion, wie vom Gesetz für jedes Jahr vorge-
schrieben, haben wollen. Ich hatte angenommen, 
Herr Abgeordneter, daß die Jahresprojektion zu der 
Zeit, als Ihre Partei den Bundeswirtschaftsminister 
gestellt hat, nach gleichen Methoden erstellt worden 
ist. 

(Abg. Gerster [Mainz] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Ger-
ster, Sie haben bereits eine Zusatzfrage gestellt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Es ist eine 
neue Frage aufgerufen worden, und dazu 
möchte ich eine neue Zusatzfrage stellen!) 

— Nein, die Frage 58 des Abgeordneten Pieroth ist 
noch nicht aufgerufen worden. Sie wird erst aufge-
rufen. Daher gibt es für Sie nur eine Zusatzfrage. 
Deshalb konnte auch der Abgeordnete Pieroth als 
Fragesteller nur zwei Zusatzfragen stellen. Wenn 
seine beiden Fragen zusammen beantwortet worden 
wären, hätte er selbstverständlich vier Zusatzfra-
gen stellen können. Sie haben also keine weitere 
Zusatzfrage. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Meine erste 
Zusatzfrage war zu den Fragen von Herrn 
Wissmann und nicht zu der Frage von Herrn 

Pieroth gestellt!) 

— Trifft das zu? — Dann wollen wir nicht kleinlich 
sein. Bitte, Herr Gerster, stellen Sie Ihre Frage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
würden Sie diesem Hohem Hause und der Öffent-
lichkeit sagen wollen, daß Sie geordnete wirtschaft-
liche Verhältnisse, d. h. ein bestelltes Haus, zurück-
lassen, wenn Sie zurücktreten? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ja: 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten Pie-
roth auf: 

Sieht die Bundesregierung die Ursachen für die Ankündigung 
des Rücktritts des Bundeswirtschaftsministers mit darin begrün-
det, daß entgegen ursprünglicher Prognose der Bundesregierung 
wieder mit steigender Arbeitslosigkeit gerechnet werden muß? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
Ihre Frage beantworte ich mit Nein. Mißdeutungen 
— dessen war ich mir bewußt — hat mein Entschluß 
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Spielraum gegeben. So hat z. B., Herr Abgeordneter, 
laut „Donauwörther-Zeitung" vom 12. September 
1977 ein bayerischer Staatsminister — laut Presse — 
gesagt, daß einer von der Viererbande plötzlich 
nicht mehr da sei. Herr Abgeordeter, der Bundes-
regierung ist zwar bekannt, daß der amtierende 
Bundeswirtschaftsminister sich in dienstlicher Mis-
sion mehrere Tage in der Volksrepublik China auf-
gehalten hat. Aber die Bundesregierung geht davon 
aus, daß er sich während dieser Zeit nicht in die 
innenpolitischen Verhältnisse der Volksrepublik 
China eingemischt hat. Die Bundesregierung ist viel-
mehr davon überzeugt, daß er nicht der Vierer-
bande beigetreten ist, und sie glaubt — um im heu-
tigen Sprachgebrauch zu bleiben —, daß er auch 
nicht zur Sympathisantenszene zu rechnen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Minister, da ich meinem 
bisherigen Wahlkreiskonkurrenten gern bescheini-
gen will, daß ich ihn nie zum Mitglied der Vierer-
bande in dem Sinn gerechnet habe, möchte ich nur 
wissen, wie Ihr „subjektives Empfinden" die Mög-
lichkeit einer Zunahme der Arbeitslosigkeit im Früh-
jahr dieses Jahres eingeschätzt hat. Sie haben vor-
hin vom subjektiven Empfinden gesprochen. Ich 
darf den Ausdruck aufnehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Pie-
roth, lassen Sie jetzt mal den Vorspann weg — der 
ist ja nun schon angebracht — und kommen Sie 
bitte nochmals zu dieser Frage. 

Pieroth (CDU/CSU) : Der Vorspann war aber doch 
schön! Ich möchte wissen, ob auch Sie in diesem 
Frühjahr damit gerechnet haben, Herr Minister, daß 
die Arbeitslosigkeit noch einmal zunimmt. 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Nein. - Nein! 
Schlicht und einfach: Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Wie paßt dieses Nein zu 
dem subjektiven Empfinden, das Sie vorhin ge-
schildert haben, daß die Prognosewerte zu hoch ge-
wesen seien? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, wenn Sie den Produktivitätszuwachs und meine 
subjektive Empfindung miteinander vergleichen, 
stellen Sie fest, daß sie gleich hoch liegen. Und das 
bedeutet: Keine Verschlechterung des Beschäfti-
gungsstands. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, könn-
ten Sie akzeptieren, daß der in der von Ihnen ge- 

nannten Zeitung zitierte Ausspruch in Form einer 
Abwandlung insofern zustande gekommen sein 
könnte, daß es einmal in allen deutschen Tageszei-
tungen geheißen hat: „Die Vier, auf die es an-
kommt" ? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich kann nicht ausschließen, daß jener baye-
rische Staatsminister diesen Slogan gekannt hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Bundeswirtschafts-
minister, kann man nach der Interpretation des Be-
griffs „Viererbande" nun annehmen, daß es jetzt in 
einem bestimmten Bereich nur noch drei gibt, auf 
die es ankommt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwei!) 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, wenn Sie sich weiterhin in der politischen Rea-
lität bewegen wollen, empfehle ich Ihnen, von die-
ser Annahme nicht auszugehen. 

Vizepräsident Stücklen: Ich bitte die Damen und 
Herren des Hauses, ein Zeitungszitat nicht so zu 
wiederholen, als ob es sich in der Tat um eine 
Viererbande handelte. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Kit-
telmann. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, könnte man 
auf Grund Ihrer Beantwortung der Anfragen, wo 
Sie zugeben, daß Sie sich geirrt haben, sagen, daß 
der Eindruck in der Öffentlichkeit, daß Sie ein sin-
kendes Schiff verlassen, von Ihnen dadurch korri-
giert wird, daß Sie Ihren Rücktritt im wesentlichen 
damit motivieren, daß Sie sich in Ihren Zielprojek-
tionen sehr häufig zuungunsten der Bundesregierung 
geirrt haben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich kann die Tat-
sachenbehauptungen, die Sie Ihrer Frage unter-
legen, nicht teilen und Ihre Frage daher nur so be-
antworten, daß ich sie, wenn ich sie global beant-
worten muß, mit einem klaren Nein beantworte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Minister, da sie vor 
einigen Wochen als Kabinettsmitglied und, wie ich 
finde, auch als Mitglied dieses Hauses sich dahin 
äußerten, daß die Regierungskoalition bis 1980 fort-
gesetzt werde, darf ich Sie fragen, wie angesichts 
Ihres jetzigen Rücktritts und Ihres Ausscheidens 
auch aus diesem Hause sowie Ihres Aufgebens be-
stimmter Parteiämter sich beim Bürger die Glaub-
würdigkeit in einer solchen Richtung noch erhalten 
läßt. 
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Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich habe immer wieder die Meinung vertreten 
und unabhängig von meinem jetzigen konkreten 
Schritt für mich auch zu verwirklichen beabsichtigt, 
daß es einen stärkeren Wechsel zwischen Wirt-
schaft und Politik in Deutschland geben muß. Die 
Entscheidung, die ich für mich persönlich getroffen 
habe, würde in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika nicht den geringsten Anlaß zu einer Speku-
lation bedeuten. Ich halte es für eine gesunde Ent-
scheidung, daß Menschen, die sich eine gewisse Zeit 
lang mit ihrer ganzen Arbeitskraft politisch be-
tätigt haben, diese Kraft nun auch einmal in der 
Privatwirtschaft einsetzen — und, wie Sie an der 
Person meines Nachfolgers sehen, umgekehrt. Ich 
wünschte mir, dies würde häufiger geschehen. Dann 
wären die Mißdeutungen, die zum Teil gezielt ge-
streut worden sind, auch unmöglich. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Bundesminister, darf ich Sie fragen, ob 
Sie durch Ihren Rücktritt eine Schwächung oder 
eine Stärkung oder eine überhaupt nicht festzustel-
lende Veränderung für die Bundesregierung sehen. 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeordne-
ter, ich weiß nicht, welches Urteil Sie sich über mich 
bilden würden, wenn ich diese bewertende Frage 
bewertend beantworten würde. Sie betrifft meine 
Person. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Breidbach auf: 

Haben die von der Bundesregierung beschlossenen Entlastungs-
maßnahmen im Steuerrecht, die nach Meinung des Bundeswirt-
schaftsministers zu gering sind, um die notwendigen konjunktur-
anregenden Impulse zu vermitteln, zu der Rücktrittserklärung 
des Bundeswirtschaftsministers beigetragen? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich beantworte 
die Frage mit Nein. Die Beschlüsse der Bundesregie-
rung zur Förderung von Wachstum und Beschäfti-
gung sind mit Zustimmung des Bundesministers für 
Wirtschaft gefaßt worden. Mißdeutungen, wie sie 
der Frage offenbar zugrunde liegen, ist der Bundes-
minister für Wirtschaft bereits mit seiner persön-
lichen Erklärung vom 9. September entgegengetre-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Bundesminister für 
Wirtschaft, habe ich Sie richtig verstanden, daß Sie 
bestreiten, daß in Ihrem Hause und auch mit Ihrer 
Unterrichtung, vielleicht sogar mit Ihrem Anstoß 
andere steuerpolitische Konzepte entwickelt worden 
sind als die, die nachher von der Bundesregierung 
beschlossen wurden? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, es hat eine Vielzahl von additiven und alter-
nativen Möglichkeiten gegeben. Dies ist hinreichend 
bekannt. Aus dieser Vielzahl muß sich eine Regie-
rung dann auf ein konkretes, in sich ausgewogenes 
Konzept konzentrieren. 

Das Interesse des Bundesministers für Wirtschaft 
lag zunächst und in erster Linie darin, für das Jahr 
1978 eine zusätzliche Kaufkraft durch Entscheidun-
gen der Regierung von rund 15 bis 20 Milliarden 
DM zu bewirken. Dieses Ziel wird mit den Be-
schlüssen der Bundesregierung dann verwirklicht, 
wenn die gesetzgebenden Körperschaften diesen Be-
schlüssen zustimmen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Bundeswirtschafts-
minister, das würde also bedeuten, daß Sie das 
Konzept, das nun beschlossen ist, für ebenso wirk-
sam halten wie das Konzept, dem Sie ganz offen-
sichtlich in Ihrem Hause eine andere Prioritäten-
ordnung gegeben haben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, um es ganz klar zu sagen — ich finde es 
lächerlich, hier ein Versteckspiel zu treiben —: Sie 
wollten einen zehnprozentigen Abschlag nach dem 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Sie doch auch!) 

— Nein. Diese Frage beantworte ich mit einem ein-
deutigen Nein. Ich werde es nächste Woche begrün-
den, warum ich dies für nicht gut halte. 

Die Idee im Hause war dann: Nimmt man den 
Grundfreibetrag, nimmt man einen Konjunkturfrei-
betrag oder welche Maßnahme auch immer? 

Ich habe zu keiner Zeit für die Anwendung des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes in dieser Situa-
tion plädiert, weil ich die Ergebnisse nicht für situa-
tionsangemessen halte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU) : Herr Bundesminister, können Sie uns sagen, 
wer denn innerhalb der Bundesregierung — zumin-
dest vorübergehend — für die Anwendung des Sta-
bilitäts- und Wachstumsgesetzes plädiert hat, nach-
dem doch der Sprecher der Bundesregierung der 
deutschen Öffentlichkeit die Lektüre dieses Gesetzes 
nach der Konferenz am Brahmsee dringend ans 
Herz gelegt hat? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich habe an kei-
ner Konferenz am Brahmsee teilgenommen. Ich war 
zu einer Besprechung beim Bundeskanzler in Ham-
burg. Dort lag die Priorität nicht bei der Anwendung 
des Stabilitätsgesetzes. Es ist allerdings ebenso wie 
alle anderen möglichen Maßnahmen diskutiert wor-
den. Dies halte ich für selbstverständlich. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU) : Herr Minister, wie be-
werten Sie denn heute die Tatsache, daß die Bun-
desregierung noch vor der Sommerpause unter an-
derem aus finanzpolitischen Gründen die Erhöhung 
der Mehrwertsteuer für zwingend erforderlich ge-
halten hat, während sie wenige Wochen danach Ent-
lastungsmaßnahmen aus konjunkturpolitischen 
Gründen für erforderlich hielt? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, ich halte den Schritt deswegen für richtig, 
weil er in der Steuerstruktur eine Tendenz einleitet, 
die ich für zwingend geboten erachte, nämlich über 
die Besteuerung — in diesem Fall eine höhere Be-
steuerung des Konsums — die Möglichkeit zu errei-
chen, Finanzmittel freizubekommen, um die Be-
steuerung der Einkommen erträglicher zu gestalten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 60 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Pfennig auf: 

Haben die Widerstände innerhalb der beiden Koalitionsparteien 
gegen die offizielle Energiepolitik der Bundesregierung, insbe-
sondere zum weiteren Ausbau der Kernkraftenergie, die Beweg-
gründe des Bundeswirtschaftsministers verstärkt, aus dem Kabi-
nett auszuscheiden? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, die Frage ist sehr einfach zu beantworten: im 
Gegenteil. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, wenn Sie 
sagen „im Gegenteil", würden Sie mir zustimmen, 
daß auf Grund der Beschlüsse in den Parteien der 
Eindruck entsteht, daß die führenden Minister im-
mer mehr Einfalt beweisen müssen, um sich in ihren 
Parteien durchzusetzen, und die Ergebnisse eher 
vom Gegenteil zeugen? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, ich würde Ihnen nicht zustimmen, daß sie Ein-
falt beweisen müssen — bei „Einfallsreichtum" hätte 
ich zugestimmt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Bundeswirtschafts-
minister, halten Sie eine Regierungspolitik für op-
timal, die in entscheidenden Positionen der Energie-
politik Ihren eigenen Auffassungen konträr läuft, 
die aber von Ihnen vollzogen werden muß, obwohl 
Sie andere Konzeptionen vertreten? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, die Energiepolitik der Bundesregierung hat 
sich von der Verabschiedung des Ersten Energie-
programms im Sommer 1973 bis zur Verabschiedung 
der Eckwerte im Frühjahr dieses Jahres konsequent 

fortgesetzt. Sie hat klare Ziele für die einzelnen 
Primärenergiesektoren gesetzt, einschließlich des 
Bereichs Kernenergie. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
wenn Ihre Haltung in den Kernenergiefragen in der 
Vergangenheit doch sehr eindeutig war und die 
Äußerung an diesem Wochenende doch ganz erheb-
lich von der bei Ihnen und auch bei uns vorhande-
nen Meinung abweicht, kann denn dann nicht sehr 
deutlich dem zugestimmt werden, was in der Presse, 
unter dem Strich zusammengezogen, festgestellt wur-
de: wenn der Rücktritt von Hans Friderichs eine Lo-
gik hat, dann die, daß auf die Dauer eine Regie-
rungscrew nicht ständig gegen die zunehmende Strö-
mung in ihren eigenen Parteien anregieren kann und 
die Wirtschaft dieser Regierung ihr Vertrauen ent-
zogen hat? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, wenn ich die Fragestunde richtig verstehe, 
richten sich die Fragen des Parlaments an die Bun-
desregierung. Die Bundesregierung hat ihre energie-
politische Haltung nicht geändert. Dies will ich 
Ihnen hier gerne bestätigen. Was der vor Ihnen 
Stehende in seiner Eigenschaft als Mitglied einer 
politischen Partei zu sagen hat, pflegt er auf seinem 
Parteitag zu tun. 

Sollte die Energiepolitik jedoch in der nächsten 
Woche bei der Haushaltsdebatte eine Rolle spielen, 
will ich die Chance gerne nutzen, meine Position 
hier noch einmal zu verdeutlichen. Sie werden 
allerdings keine Überraschung dabei erleben. —
Keine, habe ich gesagt! 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Minister, gerade weil 
ich seit Jahren die von Ihnen hier vorgetragene An-
sicht vertrete, daß die Grenzen zwischen Politik und 
Wirtschaft durchlässiger sein sollten und es an 
und für sich begrüßenswert wäre, wenn man häufi-
ger hin und zurück wechselte, möchte ich Sie fra-
gen, warum Sie dann im Juni/Juli verschiedentlich 
der Presse gegenüber geäußert haben, daß Rücktritt 
Resignation gleichkäme und daß das nicht in Frage 
komme. 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich verstehe, Herr 
Abgeordneter, unter einem Rücktritt etwas anderes 
als unter einer Entscheidung, in der man ein klares 
Ja zu einer neuen Aufgabe mit gesamtwirtschaftli-
chem Rang sagt und weiß, daß der Nachfolger in 
der genauso zusammengesetzten Regierung in den 
entscheidenden Punkten mit einem selbst total über-
einstimmt. Das gilt auch für die Energiepolitik. 

Im übrigen, Herr Abgeordneter, haben Sie mir in 
unserem Wahlkreis mehrfach geraten, ich sollte 
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Bundesminister Friderichs 
L) irgendwann doch einmal Unternehmer werden. Ich 

habe Ihren Rat ernst genommen. 

(Pieroth [CDU/CSU] : Ich darf mich bedan

-

ken!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Pfennig. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
darf ich Ihre bisherigen Antworten zu den gestell-
ten Fragen so verstehen, daß Sie davon ausgehen, 
daß die Widerstände in den Koalitionsparteien ge-
gen die bisherige Energiepolitik der Bundesregie-
rung sowieso nicht zu einer Änderung dieser Ener-
giepolitik führen werden? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, ich habe Ihnen nicht vorzuschreiben, wo-
von Sie ausgehen dürfen. Sie sind frei gewählter 
Abgeordneter. 

Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Simpfendörfer. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Minister, halten Sie 
es für demokratisch und legitim, daß die politischen 
Parteien am Willensbildungsprozeß teilnehmen und 
daß infolgedessen auch Spannungsverhältnisse zwi-
schen Regierung und den sie tragenden Parteien 
entstehen können? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, ich halte dies für eine Selbstverständlichkeit 
— um es in aller Klarheit zu sagen —, und ich bin 
in der Energiefrage oder, lassen Sie es mich ein-
grenzen, in der Kernenergiefrage von Anbeginn an 
der Meinung gewesen, daß es sich hier um einen 
sehr schwierigen, sehr komplizierten und politisch 
mit hoher Verantwortung belasteten Politikbereich 
handelt. Daraus habe ich nie einen Hehl gemacht. 

Ich habe mir meine Einstellung zum Ja eines 
Ausbaus in bestimmten Grenzen nicht leichtge-
macht, habe Risiken und Vorteile abgewogen und 
bin aus meiner Erkenntnis dazu gekommen, mich 
so entscheiden zu sollen, wie ich es getan habe und 
wie es von dieser Bundesregierung gemeinsam ver-
treten wurde. Aber ich halte es für eine Selbstver-
ständlichkeit, daß auch diese Frage in den politi-
schen Parteien — in welchen auch immer — disku-
tiert werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wir haben noch zwei Fragen, die 
der Bundeswirtschaftsminister selbst beantworten 
will. Ich möchte Sie bitten, damit einverstanden zu 
sein, daß wir, obwohl die Fragestunde an und für 
sich zeitlich abgelaufen ist, diese zwei Fragen noch 
behandeln. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Ich rufe also Frage 61 des Abgeordneten 
Kittelmann auf: 

Treffen Presseberichte zu, daß unterschiedliche Auffassungen 
über die künftige Wirtschafts- und Konjunkturpolitik wesentlich 

dazu beigetragen haben, daß der Bundeswirtschaftsminister beab-
sichtigt, in Kürze zurückzutreten? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, derartige Presseberichte treffen nicht zu. Sie 
sind, wie sowohl aus der persönlichen Erklärung des 
Bundeswirtschaftsministers vom 9. September als 
auch aus der Pressekonferenz vom 15. September 
über die Beschlüsse der Bundesregierung zur Förde-
rung von Wachstum und Beschäftigung leicht zu er-
sehen ist, unbegründet. Ich habe in der Beantwor-
tung vorheriger Fragen darauf bereits hingewiesen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, würden 
Sie mir darin zustimmen, daß dann, wenn die ge-
samte Öffentlichkeit dies mißverständlich deuten 
mußte, die Informationspolitik Ihres Hauses über-
prüft werden müßte? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Ich werde mei-
nem Nachfolger dies empfehlen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe Frage 62 des Abgeordneten Kittelmann 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklärung des amtieren-
den Bundeswirtschaftsministers, daß er die amtliche Zielprojek-
tion für die geltenden Wachstumsannahmen der Bundesregierung 
von Anfang an für unerfüllbar gehalten habe? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Herr Abgeord-
neter, ich beantworte die Frage wie folgt: Der Bun-
deswirtschaftsminister hat keine solche Erklärung, 
wie sie in der Frage zugrunde gelegt worden ist, 
abgegeben. Er hat die amtliche Zielprojektion des 
Jahreswirtschaftsberichts 1977 nicht für unerfüllbar 
gehalten, sie allerdings von Anfang an als ehrgei-
zig angesehen. 

Nicht für möglich gehalten hat er darüber hinaus-
gehende Projektionen zwischen 5 und 6 % Wachs-
tum, wie sie damals von anderen, unabhängigen 
Institutionen vorgelegt wurden. Dies war die Aus-
sage des Bundeswirtschaftsministers auch in der 
Pressekonferenz vom 15. September; ich bin darauf 
vorhin eingegangen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, würden 
Sie dem Hause die Chance geben, zu erfahren, wie 
Sie Herrn Bundesfinanzminister Apel dann klarge-
macht haben, daß seine Reaktion in der Öffentlich-
keit auf Ihre nicht getane Äußerung nicht ange-
messen war? 

Dr. Friderichs, Bundesminister: Mir ist nicht be-
kannt, daß sich der Bundesminister der Finanzen zu 
dieser meiner Äußerung öffentlich geäußert hätte. 
Er saß nämlich neben mir, als ich diese Aussage in 
der Bundespressekonferenz gemacht habe, und hat 
sie ergänzt. 
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Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Bevor ich die Fragestunde schließe, darf ich noch 
bekanntgeben, daß Frau Abgeordnete Simonis dar-
um bittet, die Frage 42 schriftlich zu beantworten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragestunde ist beendet. Ich berufe die näch-
ste Sitzung für Donnerstag, 29. September 1977, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.38 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
i 

Adams * 29. 9. 
Dr. Ahrens ** 29. 9. 
Dr. Aigner * 29. 9. 
Alber' 28. 9. 
Amrehn *** 29. 9. 
Dr. Bayerl * 28. 9. 
Biermann ***  29. 9. 
Blumenfeld * 29. 9. 
Brandt 29. 9. 
Dr. Corterier *** 29. 9. 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 29. 9. 
Fellermaier * 28. 9. 
Flämig * 29. 9. 
Dr. Fuchs* 29. 9. 
Genscher 29. 9. 
Dr. Gradl ***  29. 9. 
Frau Dr. Hartenstein 29. 9. 
Hoffmann (Saarbrücken) *  29. 9. 
Dr. Holtz *** 29. 9. 
Dr. Jahn (Braunschweig) *** 29. 9. 
Dr. h. c. Kiesinger 29. 9. 
Dr. Klepsch * 29. 9. 
Dr. Köhler (Wolfsburg)*** 29. 9. 
Kroll-Schlüter 28. 9. 
Landré 29. 9. 
Lange * 7. 10. 
Dr. Lenz (Bergstraße) 29. 9. 
Lücker * 29. 9. 
Möhring 7. 10. 
Möllemann *** 29. 9. 
Müller (Mülheim)  * 29. 9. 
Müller (Wadern) 29. 9. 
Neuhaus 6. 10. 
Pawelczyk *** 29. 9. 
Polkehn *** 29. 9. 
Ravens 29. 9. 
Dr. Reimers 28. 9. 
Reuschenbach *** 29. 9. 
Dr. Rose *** 29. 9. 
Frau Schleicher*** 29. 9. 
Schmidt (München) *  29. 9. 
Seefeld *  29. 9. 
Sieglerschmidt ' 29. 9. 
Dr. Starke (Franken) ' 29. 9. 
Dr. Staudt 29. 9. 
Dr. Stercken 29. 9. 
Strauß 29. 9. 
Frau Dr. Timm *** 29. 9. 
Frau Tübler *** 29. 9. 
Frau Dr. Walz *  29. 9. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 
*** für die Teilnahme an der 64. Jahreskonferenz der 
Interparlamentarischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 

Wischnewski 28. 9. 
Dr. Wörner 7. 10. 
Würtz *  29. 9. 
Dr. Wulff ***  29. 	9. 
Zeyer* 29. 	9. 
Zywietz * 29. 	9. 

Anlage 2 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Blumenfeld (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/885 Fragen A 87 und 88) : 

Trifft es zu, daß gemeinsame Demarchen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft auf der 6. Tagung der Seerechts-
konferenz wegen der Haltung Irlands, Dänemarks und der Nie-
derlande nicht zustande kamen, und in welchen konkreten Punk-
ten weichen die Auffassungen der einzelnen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der Rohstoffpolitik 
voneinander ab? 

In welcher Form hat sich die Bundesregierung um eine Ab-
stimmung mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft in diesen Fragen bemüht, wie dies in der Entschließung 
des Deutschen Bundestages - Drucksache 8/661 - gefordert 
wurde, und welche Konsequenzen will die Bundesregierung aus 
dieser Tatsache für ihre Haltung bei den künftigen Tagungen 
der Seerechtskonferenz ziehen? 

Zu Frage A 87: 

Gemeinsame Demarchen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft in der 6. Tagung der 
Seerechtskonferenz sind wiederholt erfolgt. Zu nen-
nen ist hier vor allem das Schreiben des Vertreters 
der damaligen Ratsmacht an den Konferenzpräsiden-
ten vom 6. Juni 1977, mit dem die Aufnahme einer 
EG-Klausel in die Konvention gefordert wurde. 

Beim internationalen Meeresbodenregime haben 
sich alle EG-Partner geschlossen zum Gedanken des 
Parallelsystems (gleichberechtigter Zugang für Be-
hörde und Staaten oder Unternehmen zu den Roh-
stoffen der Tiefsee) in ihren Interventionen bekannt. 
Lediglich bei den rohstoffpolitischen Fragen wich 
die Haltung der Niederlande und im geringeren 
Grade die Dänemarks von der Haltung der übrigen 
EG-Partner ab. 

Zu Frage A 88: 

Die Bundesregierung hat durch ihre Delegation 
auf der Konferenz intensiv an der Abstimmung über 
alle Konferenz-Materien mitgewirkt und wird dies 
auch auf künftigen Tagungen der Seerechtskon-
ferenz tun. 

Die Abstimmung findet nicht nur während der 
Session, sondern auch der Zwischenzeit statt. Die 
nächste Abstimmung auf Delegationsleiter-Ebene ist 
für den 12. Oktober 1977 in Brüssel vorgesehen. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Windelen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/885 Fragen A 106 und 107) : 

Welche bei Kriegsende in öffentlichem Eigentum befindlichen 
beweglichen deutschen Kulturgüter befinden sich im einzelnen 
— soweit das Eigentum nach deutschem Recht Einrichtungen mit 
Sitz im Bundesgebiet oder Berlin (West) zusteht — nach der 
Bundesregierung vorliegenden Hinweisen in der Volksrepublik 
Polen? 

Wird der Bundeskanzler bei seinen Gesprächen in Warschau 
die Rückgabe beweglicher deutscher Kulturgüter an ihre Eigen-
tümer in der Bundesrepublik Deutschland oder Berlin (West) 
fordern? 

Zu Frage A 106: 

Der Bundesregierung liegt keine Auflistung aller 
beweglichen deutschen Kulturgüter vor, auf die nach 
Völkerrecht und Staatsrecht Personen oder Stellen, 
die ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West) haben, Anspruch erhe-
ben können, und die sich nun in der Volksrepublik 
Polen befinden bzw. dort aufbewahrt werden. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß während des 
Krieges erhebliche deutsche Kulturgüter in die da-
maligen Ostgebiete des deutschen Reichs ausgela-
gert wurden. 

Über den Verbleib dieses Kulturguts, insbesondere 
über den Umfang des in Gewahrsam polnischer Stel-
len gelangten Kulturbesitzes gibt es keine umfassen-
den Angaben. 

Zu Frage A 107: 

Dieses Thema steht bisher nicht auf der Tagesord-
nung. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Coppik (SPD) (Druck-
sache 8/885 Frage A 110) : 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß 
die deutschen Staatsangehörigen Josef Werner Trierner, Michel 
Antosch, Dieter Fritz Poliert und Reinhold Kucher wegen Vorbe-
reitungen für ein Attentat auf den spanischen Innenminister 
Rodolfo Martin Villa, das am 21. März dieses Jahres geplant war, 
in Spanien verhaftet und durch Intervention der deutschen Bot-
schaft in Madrid freigelassen und mit Hilfe eines von der deut-
schen Botschaft zur Verfügung gestellten Darlehns in die Bun-
desrepublik Deutschland zurückreisen konnten? 

Die Botschaft in Madrid hat am 4. 3. 1977 von der 
Verhaftung der deutschen Staatsangehörigen Trier-
ner, Antosch, Pollert und Kucher erfahren. Die Ver-
hafteten wurden von der Botschaft bis zu ihrer Haft-
entlassung am 5. 4. 1977 konsularisch betreut. Die 
Botschaft setzte sich auch für ihre Entlassung ein. 
Über den Haftgrund hat die Botschaft aus eigener 
Kenntnis nichts berichtet, da sie von spanischer 
Seite keine entsprechenden Informationen erhielt. 

Sie hat lediglich auf Pressemeldungen hingewiesen, 
wonach die vier fraglichen Deutschen in einem At-
tentatsplan gegen den spanischen Innenminister ver-
wickelt gewesen seien. Drei von ihnen, nämlich Herr 
Trierner, Herr Antosch und Herr Kucher, haben 
eine Unterstützung gemäß § 5 KonsG erhalten. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Witt-
mann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/885 
Frage B 1) : 

Wel che nichtstaatlichen Organisationen erhalten von der EG-
Kommission und gegebenenfalls in welcher Höhe Mittel zur 
Unterhaltung einer Vertretung bei der EG-Kommission in Brüssel? 

Die Bundesregierung ist für die Beantwortung 
Ihrer Frage nicht zuständig. Die Kommission ist 
ein unabhängiges Organ der Europäischen Gemein-
schaften. Sie führt den Haushaltsplan der EG im 
Rahmen der zugewiesenen Mittel in eigener Ver-
antwortung aus (Art. 205 EWG-Vertrag). 

Ein parlamentarisches Kontrollrecht hierüber 
steht dem Europäischen Parlament zu. Die Kommis-
sion ist gehalten, auf Fragen aus der Mitte des 
Europäischen Parlaments zu antworten (Art. 140 
Abs. 3 EWG-Vertrag). 

Ich möchte Ihnen ferner mitteilen, daß Herr Horst 
Seefeld, MdB, im Europäischen Parlament eine 
schriftliche Anfrage an die Kommission gerichtet 
hat (Nr. 382/77), in der um entsprechende Aus-
kunft ersucht wird. Die Antwort der Kommission 
liegt noch nicht vor. Sie ist jedoch in Kürze zu er-
warten und wird Ihnen, wie ich hoffe, die ge-
wünschte Information vermitteln. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Witt-
mann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/885 
Frage B 2) : 

Kann die Bundesregierung zuverlässig darüber Auskunft ge-
ben, wie sich das weitere Schicksal der beim Betreten der deut-
schen Botschaft in Moskau verhafteten Deutschen gestaltet hat 
(vgl. meine Anfrage Nr. 114 in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 16. Juni 1977) ? 

Nach unserer Botschaft Moskau vorliegenden 
Informationen wurden die am Vorfall vom 18. Mai 
1977 beteiligten Personen deutscher Volkszugehö-
rigkeit zu 15 Tagen Haft verurteilt und nach Ver-
büßung zu ihren Familien entlassen. Soweit be-
kannt, sind gegen die Betroffenen darüber hinaus 
Verfahren wegen angeblicher Paßvergehen anhän-
gig, die noch nicht abgeschlossen sind. 
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Die Bundesregierung weist darauf hin, daß sie 
sich von Beginn an für eine humane Lösung des 
Vorfalls eingesetzt hat; sie wird auch in Zukunft 
alle Gelegenheiten nutzen, unseren Bemühungen 
Nachdruck zu verleihen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Pfeffermann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/885 Frage B 3) : 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um die Familien-
zusammenführung der Familie des Herrn Josef Rys mit den in 
der CSSR zurückgehaltenen Söhnen Stanislav und Josef zu ge-
währleisten? 

Die Bundesregierung hat sich mehrfach, zuletzt 
im Rahmen der Konsultationen zwischen den Au-
ßenministerien am 1./2. September 1977 in Prag, 
für die Zusammenführung der Kinder Stanislav und 
Josef Rys mit ihren in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebenden Eltern eingesetzt. Nach der noch wäh-
rend der Konsultationen erteilten Auskunft des 
tschechoslowakischen Außenministeriums ist der 
Fall in Bearbeitung. Unsere Botschaft in Prag wird 
die Angelegenheit auf dieser Grundlage weiterver-
folgen. 

Die tschechoslowakischen Behörden haben bisher 
in einer Reihe von Fällen die Zusammenführung von 
Kindern mit ihren in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebenden Eltern ermöglicht, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob eine deutsche Volkszugehörig-
keit bestand. Die Bundesregierung hofft, daß auch 
die Kinder Rys bald zu ihren Eltern in die Bundes-
republik Deutschland ausreisen können. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Klein (Göt-
tingen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/885 Frage B 4) : 

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß, wie in den 
Internationalen Exklusiv-Informationen aus Politik und Wirtschaft 
vom 25. August 1977 gemeldet wird, Offiziere der Nationalen 
Volksarmee der DDR im Südjemen deutsche Terroristen ausbil-
den, das gleiche ebenfalls im Südjemen aber auch in Libyen 
durch Kubaner geschieht, und was hat die Bundesregierung be-
jahendenfalls unternommen, um den verantwortlichen Regie-
rungen, insbesondere derjenigen der DDR, dagegen zu protestie-
ren bzw. diese Tätigkeiten zu unterbinden? 

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über 
die Ausbildung von deutschen Terroristen durch 
Offiziere der Nationalen Volksarmee der DDR oder 
durch Kubaner in der Demokratischen Volksrepu-
blik Jemen. Die Bundesregierung hat auch keine 
Erkenntnisse über die Ausbildung deutscher Terro-
risten durch Kubaner in Libyen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche -Frage .des Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/885 Frage B 5) 

Hat die Bundesregierung die Absicht, in ihrer Europapolitik 
eine Strategie zu verfolgen, die auf einen „Minimalkonsens" aller 
demokratischen Kräfte abzielt, in den auch kommunistische Par-
teien, z. B. die italienische KP, einbezogen werden? 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, in 
ihrer Europa-Politik eine Strategie des „Minimal-
konsens" zu verfolgen, wie sie in Ihrer Frage be-
schrieben wird. Ihre Europa-Politik ist an den Zielen 
der Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 
ausgerichtet, die ich noch einmal wiederhole: 

„Die Europäische Gemeinschaft bleibt für uns 
lebenswichtige Voraussetzung für die Sicherung von 
Frieden und Freiheit. Wir halten am Ziel der Euro-
päischen Union fest." 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/885 Frage B 6) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung im Sinne ihrer 
von Verfassung wegen bestehenden Schutzpflicht für Deutsche 
unternommen, um im Zusammenhang mit den inzwischen ver-
öffentlichten Konsularverträgen der DDR mit Zypern, Guinea-
Bissau und Moçambique sicherzustellen, daß sie weiterhin alle 
Deutschen nach Artikel 116 des Grundgesetzes, die dies wün-
schen, diplomatisch-konsularisch in den genannten Staaten be-
treuen kann, und wie ist gegebenenfalls der Wortlaut eines dies-
bezüglichen Notenwechsels? 

Bei den Konsularverträgen zwischen der DDR ei-
nerseits und Zypern, Guinea-Bissau und Moçam-
bique andererseits handelt es sich um bilaterale 
Verträge der DDR und dieser Staaten. Die Bundes-
regierung achtet darauf, daß diese Verträge keine 
Rückwirkungen entfalten, die Rechte der Bundes-
republik Deutschland schmälern. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Hennig 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/885 Fragen B 7 und 8) : 

Kann die Bundesregierung die Nachricht bestätigen, daß der 
damalige Bundesminister Bahr im Oktober 1976 einen Beauftrag-
ten zu Gesprächen mit der argentinischen Terroristenorganisation 
Montoneros nach Buenos Aires geschickt hat, was war gegebe-
nenfalls der Sinn dieser Gespräche, und wer hat diese Reise 
finanziert? 

War der Bundesregierung gegebenenfalls bekannt, daß sich 
diese Organisation ganz offen mit Hunderten von Morden und 
Sprengstoffanschlägen brüstet, deren Brutalität mit denen der 
Baader/Meinhof-Bande vergleichbar ist? 
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Der Bundesregierung ist von einer Nachricht, wo-
nach der frühere Bundesminister Egon Bahr im Ok-
tober 1976 einen Beauftragten zu Gesprächen mit 
der argentinischen Terroristenorganisation „Monto-
neros" nach Buenos Aires geschickt haben soll, 
nichts bekannt. Von einer solchen Nachricht hat 
die Bundesregierung erst durch Ihre Anfrage erfah-
ren. Zum Inhalt der Nachricht ist zu sagen, daß sie 
nicht zutrifft. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau Dr. Däub-
ler-Gmelin (SPD) (Drucksache 8/885 Frage B 9) : 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, es diene dem deutschen 
Ansehen im Ausland, wenn Beauftragte der Bundesregierung 
an der 125-Jahrfeier der deutschen Einwanderung in Chile teil-
nehmen, und strebt die Bundesregierung damit bewußt eine Auf-
wertung der Militärjunta in Chile an? 

Veranstalter der 125-Jahrfeier der deutschen Ein-
wanderung in Chile ist der Deutsch-Chilenische 
Bund, Dachorganisation aller deutsch-chilenischen 
Vereinigungen. Auf Einladung dieses Bundes nimmt 
der deutsche Botschafter an der Gedenkfeier in Süd-
chile teil. Die Bundesregierung entsendet zu der 
Veranstaltung keine weiteren Beauftragten. 

Deutsche Einwanderer, darunter auch zahlreiche 
rassisch und politisch Verfolgte in der Zeit nach 
1933, haben einen bedeutenden Beitrag beim Aufbau 
Chiles geleistet. Sie genießen in ihrer neuen Heimat, 
deren Staatsangehörigkeit die meisten von ihnen 
besitzen, ein hohes Ansehen. Sie haben ihre An-
hänglichkeit und Verbindung mit Deutschland oft 
über Generationen bewahrt und sind ein wichtiges 
Element für die traditionell enge Beziehung unserer 
Völker. 

Es erscheint daher geboten und dem deutschen 
Ansehen im Ausland durchaus dienlich, wenn unser 
Botschafter in Santiago die Bundesregierung bei der 
Gedenkfeier vertritt. 

Da die Veranstaltung unpolitisch ist und vom 
Deutsch-Chilenischen Bund durchgeführt wird, ist 
mit der Teilnahme unseres Botschafters keine Stel-
lungnahme zum chilenischen Regierungssystem ver-
bunden. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-
Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/885 Frage B 10) : 

Wieviel Sonderkurse, die unter Beachtung des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses vom 20. März 1974 (Drucksache 7/2006 
Nr. VI) von der Ausbildungs- und Fortbildungsstätte des Aus-
wärtigen Amts organisiert werden, sind bereits durchgeführt 
worden, und wann werden neue Sonderkurse ausgeschrieben? 

Das Auswärtige Amt hat bereits 1973, also noch 
vor der Verabschiedung des neuen Konsulargesetzes 
begonnen, spezielle Fortbildungsseminare im Kon-
sularrecht durchzuführen mit dem Ziel, die Beamten 
mit den neuen Bestimmungen vertraut zu machen. 
Diese Bemühungen wurden seit 1975 vor allem 
durch eine Verlängerung der Seminardauer von bis 
dahin einer Woche auf 14 Tage intensiviert. Insge-
samt wurden seit 1974 folgende Sonderkurse im 
Sinne der Anfrage, d. h. Fachseminare im Konsular-
recht für den höheren und gehobenen Auswärtigen 
Dienst durchgeführt: 

1974 3 Seminare: 56 Teilnehmer 
(13 höherer Dienst, 43 gehobener Dienst) 

1975 3 Seminare: 73 Teilnehmer 
(21 höherer Dienst, 52 gehobener Dienst) 

1976 3 Seminare: 70 Teilnehmer 
(11 höherer Dienst, 59 gehobener Dienst) 

1977 2 Seminare: 49 Teilnehmer 
(11 höherer Dienst, 38 gehobener Dienst) 
Ein weiteres Seminar ist beabsichtigt. 

Insgesamt sind also seit 1974 11 Sonderkurse im 
Sinne der Anfrage veranstaltet worden. 

Für Konsularbeamte des mittleren Dienstes wur-
den jährlich ein bis zwei Seminare von einwöchiger 
Dauer für jeweils etwa 20 Bedienstete über Fragen 
des Konsularrechts durchgeführt; von 1974 bis zum 
Zeitpunkt der Anfrage waren es 5 Seminare mit 
insgesamt 108 Teilnehmern. 

Mit den angegebenen Seminaren wurde das bei 
der gegebenen Personallage (Abkömmlichkeit von 
Teilnehmern und Verfügbarkeit qualifizierter Do-
zenten) überhaupt mögliche Fortbildungsprogramm 
absolviert. 

Es ist geplant, das Programm für alle Laufbah-
nen mindestens im bisherigen Umfang fortzusetzen. 
Die nächsten Termine werden im Jahresprogramm 
1978 für die amtseigene Fortbildung im Auswärti-
gen Dienst bekanntgegeben. Das Jahresprogramm 
liegt in der Regel im Dezember des vorangehenden 
Jahres den Mitarbeitern vor. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Gerlach 
(Obernau) (CDU/CSU) (Drucksache 8/926 Frage A 5) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, wie in der Mitteilung des 
Bundesarbeitsministers über die Einsetzung der Kommission für 
die soziale Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen ange-
deutet, im Zuge der Übertragung der Lösungsmodelle für die 
soziale Rentenversicherung auf „andere Versorgungssysteme" 
auch die Vorschriften über die Beamtenversorgung zu verändern, 
und welche Überlegungen werden — bejahendenfalls — von der 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang angestellt? 

Durch Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
12. März 1975 ist der Gesetzgeber gehalten, bis 
zum Jahre 1984 eine gegenüber dem geltenden 
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Recht sachgerechtere Lösung der Witwerversor-
gung in der gesetzlichen Rentenversicherung (gRV) 
herbeizuführen. 

Die Bundesregierung hat in der Regierungserklä

-

rung vom 16. Dezember 1976 eine Neuregelung der 
Hinterbliebenenversorgung ,von Witwen und  Wit-
wern und eine Verbesserung der sozialen Siche-
rung der Frau in Aussicht genommen. Ziel dieses 
Vorhabens ist es, 

— die vom Bundesverfassungsgericht bis 1984 ge-
forderte Gleichbehandlung von Mann und Frau 
in der Hinterbliebenenversorgung zu verwirk-
lichen, 

— eine Neuordnung der sozialen Sicherung der 
Frau zum Ausbau eigener Sicherungsansprüche 
für Alter und Invalidität zu erreichen, 

— hierbei unter dem Gesichtspunkt der Beitrags-
äquivalenz soziale Ungerechtigkeiten zu korri-
gieren. 

Die zur Unterstützung der Bundesregierung bei 
der Erarbeitung einer Gesamtkonzeption gebildete 
Sachverständigenkommission soll unter Beachtung 
dieser Zielsetzung Modelle für eine grundsätzliche 
oder teilweise Neuordnung der Hinterbliebenen-
versorgung von Witwen und Witwern und der so-
zialen Sicherung der Frau in der sozialen Renten-
versicherung erarbeiten. Sie soll darüber hinaus 
auch untersuchen, inwieweit die Modelle für die 
soziale Rentenversicherung sich auf andere Siche-
rungssysteme übertragen lassen. 

Das Beamtenversorgungsrecht macht anders als 
das Rentenrecht die Witwerversorgung nicht da-
von abhängig, daß der Unterhalt der Familie über-
wiegend von der verstorbenen Ehefrau bestritten 
worden ist. Das Regelungsgebot des Bundesverfas-
sungsgerichts erfaßt somit das Beamtenversor-
gungsrecht nicht. Eine Änderung des erst am 
1. Januar 1977 in Kraft getretenen Beamtenversor-
gungsgesetzes ist daher gegenwärtig nicht beab-
sichtigt. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/926 Frage A 10) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance, durch Sport-
angebote auf und bei Campingplätzen mehr Menschen im Sinne 
der Werbung für Breiten- und Freizeitsport neu für die dauer-
hafte sportliche Betätigung zu gewinnen, und ist die Bundes-
regierung bereit, entsprechende Untersuchungen und Modell-
versuche zu fördern? 

Die Bundesregierung ist bestrebt, im Rahmen ihrer 
Finanzierungszuständigkeit Sportangebote speziell 
dort zu schaffen, wo das Sportangebot mit großer 
Wahrscheinlichkeit angenommen wird. Dies ist si-
cherlich auf und bei Campingplätzen der Fall. Hier 
besteht auch eine konkrete Chance, mehr Menschen 
im Sinne der Werbung für Breiten- und Freizeitsport 

neu für !die dauerhafte sportliche Betätigung zu ge-
winnen. 

Um beurteilen zu können, inwieweit die Sportin-
frastruktur noch verbesserungsbedürftig ist, hat die 
Bundesregierung ein Forschungsvorhaben der  Deut

-

schen Olympischen Gesellschaft gefördert, durch das 
der Bestand an Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen 
in der Bundesrepublik Deutschland — aufgeschlüs-
selt nach Art und Größenordnung der  Anlagen —
untersucht und im einzelnen ermittelt werden soll. 
Die Ergebnisse werden voraussichtlich noch in die-
sem Jahr vorgelegt werden können. 

Das zum Geschäftsbereich des Bundesministers des 
 Innern gehörende Bundesinstitut für Sportwissen-

schaft ist mit der Prüfung beauftragt, ob von Modell-
versuchen bzw. Modellvorhaben auf oder bei Cam-
pingplätzen, die auf die Besonderheiten des 
Campingumfeldes zugeschnitten sind, eine effektive 
Anreicherung der üblichen Sportangebote und da-
mit eine Erhöhung ihrer Attraktivität und ihres Wer-
bewertes für den Breiten- und Freizeitsport erwar-
tet werden kann. Sofern diese Frage bejaht wird, 
beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechende 
Modellvorhaben zu fördern. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Wolfgramm (Göt

-

tingen) (FDP) (Drucksache 8/926 Frage A 11) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nachdem sie in den ver-
gangenen Jahren durch Rechtsverordnungen des Bundesinnen-
ministers für etwa 30 zivile und militärische Flugplätze Lärm-
schutzbereiche festgesetzt hat, Vorschläge für eine Anpassung 
der Entschädigungsregelung des Fluglärmgesetzes an die weiter-
gehende Regelung der §§ 41 ff. des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes zu machen? 

Die Bundesregierung wird die Frage, ob die Ent-
schädigungsregelung des Fluglärmgesetzes verbes-
sert werden sollte und inwieweit Regelungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes dabei von Bedeu-
tung sein können, sorgfältig prüfen. Sie wird sich 
zu dieser Frage in ihrem Bericht über den Vollzug 
des Fluglärmgesetzes äußern, der voraussichtlich im 
Rahmen des Immissionsschutzberichtes zum Jahres-
ende dem Parlament vorgelegt werden wird. Der Be-
richt wird auch Vorschläge für eine Verbesserung 
des Fluglärmgesetzes enthalten. Im übrigen ver-
weise ich auf die Antwort vom 4. Juli 1977 zur Klei-
nen Anfrage des Abgeordneten Dr. Friedmann u. a. 
(BT-Drucksache 8/732). 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/926 Frage A 13) : 
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Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Flut terro-
ristischen Informationsmaterials zu einer Stärkung des Terroris-
mus in der Bundesrepublik Deutschland geführt hat und weiterhin 
führt, und welche Schritte wird die Bundesregierung unterneh-
men, um unverzüglich diese Informationsflut einzudämmen? 

Durch Beschluß der Innenministerkonferenz ist 
sichergestellt, daß alle sogenannten „Dokumenta-
tionen", Schmähschriften, Flugblätter, Handlungsan-
leitungen und Bekennerbriefe zu Gewaltverbrechen 
zentral beim Bund gesammelt und ausgewertet wer-
den. Bei aller Unsicherheit der Erkenntnisse darüber, 
inwieweit durch solche Schriften Personen zur Ge-
waltanwendung veranlaßt werden, muß davon aus-
gegangen werden, daß durch diese Informationsma-
terialien jedenfalls solche Personen in ihren Absich-
ten bestärkt werden können, bei denen die Bereit-
schaft zu terroristischen Gewaltverbrechen schon 
vorhanden ist. Deshalb nutzt die Bundesregierung 
alle rechtlichen Möglichkeiten, um das Erscheinen 
oder die Verbreitung von Gewaltliteratur zu un-
terbinden. Dazu gehört die Veranlassung strafrecht-
licher Maßnahmen wegen Befürwortung von Bestre-
bungen gegen die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze, öf-
fentlicher Aufforderung zu Straftaten oder Unter-
stützung terroristischer Vereinigungen, ebenso wie 
die Einziehung und Unbrauchbarmachung solcher 
Schriften. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/926 Frage A 52) : 

Schließt das Waffengesetz die Möglichkeit aus, sich dadurch — 
ohne die sonst erforderlichen Voraussetzungen — in den Besitz 
von Schußwaffen zu bringen, daß diese für den Export erwor-
ben, an eine Scheinadresse exportiert werden und dann nach 
der Rücksendung dem Versender frei zur Verfügung stehen, und 
wenn nein, wird die Bundesregierung eine Initiative mit dem 
Ziel ergreifen, die angesprochene Möglichkeit auszuschließen? 

Die Vorschriften des Waffenrechts lassen eine sol-
che Möglichkeit nicht zu. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Langguth (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/926 Fragen A 150 und 151): 

Treffen Meldungen der KPI-Zeitung „Unita" zu, daß der wis-
senschaftliche Mitarbeiter des Bundesinstituts für ostwissen-
schaftliche und internationale Studien, Dr. Heinz Timmermann, 
beim Festival der „Unita" in Modena an einer Podiumsdiskus-
sion mit anderen Sozialisten und Kommunisten teilgenommen 
hat und dort die Bedeutung der Neuorientierung der euro-
kommunistischen Parteien, ihren Beitrag zur Entspannung in 
Europa sowie ihre Beteiligung an der Entwicklung der Demo-
kratie in Europa hervorgehoben hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Teilnahme von Herrn 
Dr. Timmermann an dem Podium als Vertreter einer politischen 
Partei sowie seine Äußerungen angesichts der dienstrechtlichen 
Pflicht zur Mäßigung und Zurückhaltung bei politischer Betä-
tigung? 

Herr Dr. Timmermann, Wissenschaftlicher Mitar-
beiter des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien (BIOst) hat mit Einver-
ständnis meines Hauses an dem Festival der KPI-
Zeitung Unita in Modena als Beobachter teilgenom-
men. Dr. Timmermann ist Spezialist für Fragen des 
Eurokommunismus. Seine Teilnahme an derartigen 
Veranstaltungen ist daher notwendige Vorausset-
zung für die Erfüllung seines wissenschaftlichen Auf-
trages. Dazu gehört auch eine Beteiligung am Mei-
nungsaustausch. 

Im übrigen hatte Herrn Dr. Timmermanns Diskus-
sionsbeitrag weder die in Ihrer Fragestellung zum 
Ausdruck kommende sehr pointierte Bewertung des 
Eurokommunismus zum Inhalt, noch hat der Unita

-

Artikel den Beitrag in der von Ihnen angenomme-
nen Weise wiedergegeben. Auf Wunsch stelle ich 
Ihnen gerne eine Übersetzung des Artikels zur Ver-
fügung. 

Herr Dr. Timmermann hat auch nicht als Vertre-
ter einer politischen Partei in Modena gesprochen. 
Seine Parteizugehörigkeit ist in dem Artikel richtig 
wiedergegeben; ihre Erwähnung ist von Herrn Tim-
mermann jedoch nicht veranlaßt worden. 
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